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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die sechste Änderung 
des Gaststättengesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Besdilußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Eine Neufassung des Gaststättengesetzes unter Berücksichtigung 
der im vorbezeichneten Entwurf enthaltenen Änderungen ist als 
Arbeitsunterlage beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 147. Sitzung am 7. Oktober 1955 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, die aus An- 
lage 2 ersichtlichen Änderungen vorzuschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltäts-Bucäiclruckercl, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rb einall ee 20 Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die sechste Änderung des Gaststättengesetzes 


Der Biundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz ibesehlossen: 


Artikel I 

Das Gaststättengesetz vom 28. April 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 146) in der Fassung der 
Gesetze zur Änderung ides Gaststättengeset- 
zes vom 3. Juli 1934 (ReichsgesetzbLl S.567), 
vom 9. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 913) und vom 27. September 1938 (Reichs- 
gesetzbL I S. 1245) sowie der Verordnung zur 
Änderung ge werbere chtlii eher V ors chrif t en 
vom 9, Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 635) und der Verordnung zur Änderung 
des Gaststättengesetzes vom 24. November 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 769) wird wie folgt 
geändert: 

1. Die §§ 1 bis 3 erhalten folgende Fassung: 

4 1 

(1) Wer Gastwirtschaft, Schankwirt- 
schaft oder Einzelhandel mit Brannt- 
wein betreiben will, bedarf dazu der Er- 
laubnis. Die Erlaubnis kann auch juristi- 
schen Personen sowie nicht rechtsfähigen 
Vereinen erteilt werden. 

(2) Eine Erlaubnis ist nicht erforder- 
lich für den Einzelhandel mit Branntwein 

1. in fest verschilossenen, mit der Firma 
des Herstellers oder Händlers versehe- 
nen Flaschen oder anderein Behältnis- 
sen in Ladengeschäften, 

2. durch Versandhandel. 

§2 

(1) Die Erlaubnis ist nur zu versagen, 

1. wenn Tatsachen die Annahme recht- 
fertigen, daß der Antragsteller die ifür 
den Geweribebetrieb erforderliche Zu- 
verrässigkeit nicht besitzt, insbeson- 


dere dem Trünke ergeben ist oder das 
Gewerbe zur Förderung des Alkohol- 
mißbrauchs, des Glücksspiels, der Heh- 
lerei, unlauterer Handelsgeschäifte oder 
der Unsittlichkeit oder zur Ausbeu- 
tung Unerfahrener, Leichtsinniger 
oder Willensschwacher, zur slttlich'en 
oder gesundheitlichen Schäjdigung Ju- 
gendlldier oder zum Vertrieb gesund- 
heitsschädlicher, verfälschter oider ver- 
dorbener Nahrungs- oder Genußmit- 
tel mißbrauchen wird, 

2. wenn Tatsachen die Annahme recht- 
fertigen, daß der Antragsteller diie 
Vorschriften über die Beschäftigung 
von Arbeitern und Angestellten nicht 
einhalten wird, insbesondere wenn der 
Antragsteller wegen Verstoßes gegen 
diese Vorschriften erheblich vorbe- 
straft ist, 

3. wenn die zum Betrieb des Gewerbes 
oder die zum Aufenthalt der Arbeiter 
und Angestellten des Betriebes be- 
stiimmten Räume wegen lihrer Be- 
schaffenheit, ihrer räumlichen Eintei- 
lung oder Anordnung den polizei- 
lichen oder den auf Grund des § 35 a 
vorgeschriiebenen Anforderungen nicht 
genügen, 

4. wenn die Errichtung des in Aussicht 
genommenen Betriebes eine Gefähr- 
idung der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung befürchten läßt oder wenn 
sie im Hinblick auf die örtlidiie Lage 
des Betriebes oder auf -die Verwien- 
dung der Räume dem öffentlichen In- 
teressie wiidersp rieht, 

5. wenn die zum Betrieb bestimmten 
Räume in der in Nummer 1 genann- 
ten Art mißbraucht worden sind, so- 
fern nicht anzunehmen ist, daß der 
Betrieb ordnungsmäßig geführt wer- 
den wird. 
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(2) Bei juristischen Personen oder bei 
niditrechtsfähigen Vereinen ist idie Er- 
laubnis zu versiagen, wenn die na;ch Ge- 
setz oder Satzung zur Vertretung berufe- 
nen Personen nicht die Voraussetzungen 
für die Erteilung einer Erlaubnis lerfüllen. 

§3 

(1) Die Erlaiubnis ist bei Gast- und bei 
S chan k Wirt s ch af ten f ür ei n e b e s ti mmt e 
Bietriebsart, für bestimmte Arten von Ge- 
tränken und für bestimmte Räume zu 
erteilen. In der Erlaubnis zum Betrieb 
einer Gastwirtschaft oder zum Ausschank 
gei:stiger Getränke ist die Erlaubnis zum 
Aussdiank nichtgeistiger Getränke ent- 
halten. Ist in einem Betrieb der Aus- 
schank geistiger Getränke gestattet, so hat 
der Betriebsinhaber auch nichtgeistige Ge- 
tränke bereitzuhalten. 

(2) Die Erlaubnis zum Einzelbandel 
mit Branntwein ist für bestimmte Räume 
zu erteilen. 

(3) Die Erlaubnis zum Ausschank von 
Branntwein schließt die Erlaubnis zum 
Einzelhandel mfit Branntwein ein. 

i(4) Die Erlaubnis idarf weder auf Zeit 
noch auf Widerruf erteilt werden, soweit 
nicht (dieses Gesetz ein andere^ ztuläßt. 

2. In § 5 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„und 3“ gestrichen. 

3. § 6 Abs. 3 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. der Betrieb nach dem Ableben ides In- 
habers für iden überlebenden Ehegat- 
ten oder für die minderjährigen Er- 
ben des Inhabers oider bis zur Bieendi- 
gung einer Nachlaßauseinandersetzung 
fortgeführt werden soll.“ 

4. § 7 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehobien. 

5. § 8 Abs. 1 und 2 erhalten folgeinide Fas- 
sung: 

„(1) Für besondere Veranstaltungen 
von kurzer Dauer kann (der Betrieb einer 
Gast- oder Schank Wirtschaft vorüberge- 
hend auf Widerruf gestattet werden. Da- 
bei sind Inhaber einer Erlaubniis im Sinne 
des § 1 Abs. 1 in der Regel vor anderen 
Antragstellern zu berücksichtigen. Dem 
Betriebsinhaber können Auflagen ge- 
macht werden. 

(2) Bei Schul- und Jugendfesten ist der 
Ausschank von geistigen Getränken nicht 
zu gestatten. Bai Turn- und Sportfesten, 


an denen Jugendliche beteiligt sind, darf 
der Ausschank von Branntwein nicht für 
die Zeit vor 20 Uhr gestattet werden. 
Sind Jugendliche an den Turn- und Sport- 
festen überwiegend beteiligt, findet Satz 1 

Anwendung.“ 

6. § 9 erhält folgende Fassung: 

9 

(1) Wer zum Verkauf von nicht abge- 
füllter Milch berechtigt ist, bedarf zum 
Ausschank von Milch, Sahne, Sauermilch, 
Joghurt, Kefir, entrahmter Milch, But- 
termilch und sterilisierter Milch keiner 
Erlaubnis, 

(2) Der Erlaubnis bedarf ferner nicht 
der Ausschank von Milch und den in Ab- 
satz 1 gemannten Milcherzeugnissien bei 
auß erge wöhnlichen Ge lege nheiten . “ 

7. In § 10 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„im Einvernehmen mit dem Reichswirt- 
schaf tsminister“ gestrichen. 

8. § 11 Abs. 2 wird auf gehoben. 

9. In § 12 Abs. 2 wird nach Nr. 6 folgende 
Nr. 7 angefügt: 

„7. wenn ider Betrlabsinhaber O'der sein 
Stellvertreter iden Vorschriften des 
§ 16 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 oder den 
Vorschriften des Gesetzes zum Schutze 
der Jugend in der Öffentlichkeit vom 

4. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I 

5. 936) wiederholt zuwidergehandelt 
hat.“ 

10. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Eassunig: 

„(1) Der Einzelhandel miit geistigen 
Getränken, soweit er einer Erlaubnis 
nach idiesem Gesetz nicht bedarf, so- 
wie der Ausschank von Milch und 
Milcherzeugnissen im Falle des § 9 
können untersagt werden, 

1. wenn der Gewerbetreibende in- 
nerhialb 'der letzten drei Jahre den 
Betrieb einer Schankwirtschaft 
oder den Einzelhandel mit Brannt- 
weim ohne die erforderliche Er- 
laubnis ausgeübt oider den Vor- 
schriften des § 16 Abs. 1 Nr. 3 
oder 4 oder den Vorschriften des 
Gesetzes zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit wiederholt 
z u wide rgeh a n de 1 1 ha t , 
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2. wenn bei entsprechendier Anwen- 
dung der Vorschriften des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 oder 3 eil, ne Erlaubnis 
nach § 1 versagt werden müßte.“ 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

11. § 14 erhält folgende Fassung: 

4 14 

(1) Die LandesregLerung oder die von ihr 
bestimimte Behörde erläßt zum Schutze 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
und (der im Betrieb Bieschäftigten nach 
Anhörung der wirtschaftliidien Vereini- 
gungen der Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer des Gast- und Schankwirtschaftsge- 
wer^bes durch Rechts Verordnung Vor- 
schriften über die Festsetzung und Hand- 
habung der Polizeistunde in Gast- und 
Schankwirtschaften. Dabei ist ianzuordnen, 
wann die Polizeistunde beginnt und wann 
sie endet, unter welchen Voraussetzungen 
sie verlängert odier verkürzt werden darf 
und wie ihre Einhaltung zu überwachen 
ist. 

(2) Die äußerste Grenze für die Fest- 
setzung der Polizeistunde ist 1 Uhr nachts, 
sofern nicht besondere örtliche Verhält- 
nissie eine Ausnahme rechtfertipn.“ 

12. In § 15 Satz 1 werden die Worte „Klein- 
handel mit Trinkbranntwein*' ersetzet 
durch die Worte „Einzdlhandel mit 
Branntwein“; an die Stelle ides Wortes 
„Reichstag“ tritt das Wort „Bundestag“. 

13. § 16 erhält folgende Fassung: 

4 16 

(1) Verboten iist 

1. die Abgabe von geistigen Getränken 
in Tankstellen, Kraftfahrzeugrepara- 
turwerkstätten und Omnibussen, 

2. (der Einzelhandel mit Branntwein in 
Trinkhallen, Kiosken und Imbißstän- 
den, 

3. (die Abgabe von geistigen Getränkien 
im Betrieb einer Gast- oder Schank- 
wirtschaft oder im Einzelhandel an 
Betrunkene, 

4. das Feilhälten von Branntwein oder 
überwiegend branntweinhaltigien Ge- 
nußmitteln durch Automaten, 

5. die Abgabe von Speisen in Gast- oder 
Schankwirtschaften von der Bestellung 


von Getränken abhängig zu machen 
oder bei der Nlchtbestelliung von Ge- 
tränken eine Erhöhung der Preise ein- 
treten zu lassen, 

6. die Abgabe von Speisen oder Geträn- 
ken an Angehörige der Polizei in 
Dienstkleidung in Gast- oder Sdiank- 
wirtschaften, deren Besuch ihnen von 
den zuständigen Dienststellen nach 
einer Mitteilunig an iden Betriebsiin- 
haber oider idessen Stöllvertreter un- 
tersagt ist. 

(2) Die Inhaber von Gaststätten, deren 
Besuch Personen in Dienstkleidung ver- 
boten ist (Absatz 1 Nummer 6), oder 
ihre Stellvertreter isinid verpflichtet, Per- 
sonen in Dienstkleidung, die die Gast- 
stätte betreten, alsbald auf das bestehende 
Verb o t hinzu weise n . 

ff 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann durch Rechts Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates bestimmen, 
daß die Vorschriften des Absatzes 1 
Nummer 6 und des Absatzes 2 ganz oder 
teilweise auch auf die Angehörigen ande- 
rer Verbände in Dienstkleidung Anwen- 
dung finden.“ 

14. Nach § 16 wird folgender § 16 a einge- 
fügt: 

4 16 a 

(1) Verboten ist ferner 

1. die Abgabe von geistigen Getränken 
in Räumen, die Wohnzwecken oder 
sonstigen nichtgewerblichen Zwecken 
zu idienen bestimmt sind, 

2. der Ausschank von Branntwein durch 
Schalter oder auf andere Weise un- 
mittelbar nach der Straße hin zum 
Genuß an Ort und Stalle, . 

3. die Abgabe von Branntwein oder 
überwiegend branntweinhaltigen Ge- 
nußmitteln auf Turn-, Spiel- oder 
Sportplätzen oder in Sporthallen. 

(2) Das Verbot des Absatzes 1 Num- 
mer 1 finidet auf den Ausschank in den 
Fällen der §§10 Abs. 1 und 28 Abs. 1 so- 
wie auf die Abgabe von geistiigen Geträn- 
ken im Falle des § 23 Abs. 1 keine An- 
wendung. 

(3) Die für die Erteilung ider Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1 zuständige Behörde kann 
im Einzelfall Ausnahmen zulassen 
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1. von 'dem Verlbot des Absatzes 1 Num- 
mer 1 für den Einzelhandel mit Bier 
oder Wein, wenn 

a) die Abgabe in Kellerräumen er- 
folgt, die nach ihrer Beschaffenheit 
und Lage den in hygienischer Hin- 
sicht zu stellenden Anforderungen 
entsprechen und 

b) ikeine TatStachen vorliegen, -aus 
denen sich dit Unzuverlässigkeit 
des Gewerbetreibenden in bezug 
auf iden Gewerbebetrie'b ergibt; 

2. von dem Verbot des Absatzes 1 Num- 
mer 2, wenn es sich um ’besonidere 
Veranstaltungen von kürzerer Dauer 
handelt (§8 Abs. 1 Satz 1); 

3. von dem Verbot des Absatzes 1 Num- 
mer 3, wenn keine gesundheitliche 
oder sittliche Gefährdung Jugendlicher 
zu befürchten ist. 

Die Ausnahmeibewilligung kann zurück- 
genommen werden, wenn die Voraus- 
setzungen der Nummer 1 O'der 3 nicht 
vor liegen." 

15. § 17 Abs. 2 erhält folgende FasSiung: 

„(2) über die Zulassiung, das Verhalten 
und die , Art der Entlohnung weiblicher 
Artbeitnehmer in Gast- oder Schankwirt- 
schaften kann die Landesregierung oder 
idie von ihr bestimmte Behörde durch 
Rechts Verordnung Vorschriften erlassen.“ 

16. In § 18 entfallen Satz 2 und die Num- 
mern 1 un d 2. 

17. § 19 erhält folgende Fassung: 

4 19 

Vor der Erteilung der Erlaubnis und 
vor ihrer Zurücknahme sind die örtlich 
zuständige Polizeibehörde, idie Gemeinde- 
behörde und die Gewerbeaufsichtsibehörde 
zu hören. Außerdem :sollen vor der Er- 
teilung ider Erlaulbnis in der Regel die 
wirtschaftlichen Vereinigungen der Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer des Gast- 
und Schankwirtschaftsgewerbe's oder des 
Einzelhandels gehört werden." 

18. §§ 20 und 21 werden aufgehoben. 

19. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wlird das Wort 
„Kleinhandels" ersetzt durch „Einzel- 
handels". 

b) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 


„Dasselbe gilt, wenn der Einzelhandel 
mit geistigen Getränken O'der 'der 
Ausschank von Milch und Milch- 
erzeugnissen (§ 9) untersagt worden 
ist." 

c) Absatz 2 Siatz 5 wird aufgehoben. 

20. § 23 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die Worte „Brannt- 
wein im kleinen albsetzen“ durch „Einzel- 
handel mit Branntwein betreiben" und 
die Worte „den Absatz von Branntwein 
im kleinen" idurch „'die Abgabe von 
Branntwein“ ersetzt. 

21. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Die Vorschriften dieses Geset- 
zes finden auch auf Realgewerbebe- 
rechtigungen Anwendung, mit Aus- 
nahme ider Vorschriften über die Bie- 
schaffenheit, idie räumliche Einteilung 
und die Anordnung 'der Räume (§ 2 
Abs. 1 Nr. 3) und über das öffentliche 
Interesse hinsichtlich der Verwendung 
der Räume (§ 2 Abs. 1 Nr. 4); auch 
diese Vorschriften finden jedoch An- 
wendung, falls die Gast- oder Schanik- 
wirtschaft in den letzten drei Jahren 
vor Antragstellung nicht betrieben 
worden ist.“ 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

22. In § 25 Satz 2 werden die Worte „Die 
Reichsregierung kann“ ersetzt idurch die 
Worte „Der Bundesminister für Wirt- 
sdiaft kann mit Zustimmung des Bundes- 
rates durch Rechtsverordnung". 

23. § 26 wird aufgehdben. 

24. § 27 erhält folgernde Fassung: 

4 27 

(1) Die Vorschriften idieses Gesetzes 
finden keine Anwendung 

1. auf Kantinen oder Kameradschafts- 
heiime der Polizei oder der Truppen- 

' verbänd'e sowie auf dii'e Messen an 

Bord, sov/eit sich diese Betriebe auf 
die Bewirtung der Angehörigen dieser 
Verbände beschränken, 

2. auf Bahnhofswirtschaften, Speisewa- 
gen, Kantinen und Betriebsküchen, so- 
weit diese nach § 41 des Bundesbahn- 
gesetzes vom 13. Dezember 1951 
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(Bundesgesetz bl. I S. 955) (den Bestim- 
mungen des Gaststättengesetzes nicht 
unteriiegen, 

3 . auf die Erfrischungsanstalten der Deut- 
schen Bundespost, deren Betrieb sich 
auf den Kreis der Beamten, Angestell- 
ten und Arbeiter der Deutschen Bun- 
despost beschränkt, 

4. auf (den Vertrieb von vergälltem 
Branntwein. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verkehr miit Zustimmung 
deis Bundesrates idurch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß die Vorschriften dieses 
Gesetzes auf die Bahnhofswirtschiaften, 
Speisewagen, Kantinen und Betrieihs^ 
küchen der nichtbundeseigenen Eisenbah- 
nen des öffentlichen Verkehrs ganz oder 
teiiweise keine Anwendung finden." 

25. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach idem 
Wort „Bayern" die Worte „und in 
Rheinland-Pfalz" hinzugefügt. 

b) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Landesregierung ikann durch 
Rechtsverordnung allgemeine Voraus- 
setzungen für den Ausschank auf stei- 
len, insbesondere idle Dauer des Aus- 
schanks innerhalib des Jahres bestim- 
men und die Art der Betriebsführfung 
regeln.“ 

c) In Absatz 2 wird ider zweite Halbsatz 
gestrichen. 

26. a) Der Abschnitt VI erhält die Über- 

schrift 

„Straf- und Bußgeld Vorschriften", 
h) Die §§ 29 und 30 erhalten folgende 
Fassung: 

29 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich 

1 . als Betriebsinhaiber oider dessen 
Stellvertreter die nach § 8 Abs. 1 
Satz 3 oder § 11 gemachten Auf- 
lagen nicht erfüllt, 

2. Gast- oder Schankwirtschaft oder 
Einzelhanidel mit Branntwein un- 
befugt 'durch einen Stellvertreter 
betreibt, 

3. als iBetrieibsinihaber oder dessen 
Stellvertreter bei der Leitung oder 


Bieaufsiichtigung eines der in § 1 
Abs. 1 bez ei ebneten Bietriebe Per- 
sonen beschäftigt, deren Beschäf- 
tigung nach § 17 Abs. 1 untersagt 
ist, 

4. in einem der in § 1 Abs. 1 bezei eb- 
neten Betriebe als Stellvertreter 
tätig ist, obwohl die Erlaubnis 
hierzu nicht erteilt oder zurück- 
genommen ist, 

5. seine Tätigkeit bei der Leitung 
oder Beaufsichtigung eines der in 
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Betridbe 
wissentlich fortsetzt, nachdem seine 
Beschäftigung untersagt worden 
ist (§ 17 Abs. 1), 

6. den auf Grund des § 17 Abs. 2 
oder den vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auf Grund ides Ge- 
setzes über weiblidie Angestellte 
in Gast- und Schankwirtschaften 
vom 15. Januar 1920 (Reichsge- 
setzbl. S. 69) erlassenen Bestim- 
mungen zuwiderhanidel t, 

7. als Gast in einer Schanikwirtschaft, 
den Schankräumen einer Gastwirt- 
schaft oder in einer Speisewirt- 
ischaft über idie Polizeistunde hin- 
aus verweilt, obwohl d^er Inhaber 
oder dessen Vertreter oder ein Po- 
lizeibeamter ihn aufgefordert hat, 
wegzugehen, 

8. als Inhaber einer Gast-, Schank- 
odier Spieisewirtschaft oder als Ver- 
treter des Inhabers nach Eintritt 
der Polizeistunde Speisen oder Ge- 
tränke an einen Gast abgibt oder 
dessen Verweilen iin den Schanlk- 
räumen duldet, 

9. den auf Grund der §§ 15, 16 Abs. 
3 oder des § 23 Abs. 2 Satz 2 er- 
lassienen Bestimmungen oder den 
Vorschriften des § 3 Abs. 1 Satz 3, 
des § 16 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 bis 
6 oder Abs. 2 oder des § 16 a 
Abs. 1 zuwiderhanidelt, 

10. die nach § 4 Abs. 3 erforderliche 
Anzeige nicht oder lUicht recht- 
zeitig erstattet, 

1 1 . als Gast in einer Gast- oder 
Schank wirtsdiaft verweilt, die un- 
b'efugt betrieben wird, 

12. einer Vorschrift zuwiderhandelt, 
die für bestimmte Anlässe das 
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Verabreichen geistiger Getränke 
vei^bletet. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, 
wer eine der in Absatz 1 Nummern 1 
bis 4, 6, 8 bis 10 und 12 bezeichneten 
Handlungen fahrrässiig begeht. 

(3) Die Oridnungswidrlgkeit kann 
mit Geldbuße bis zu fünftausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 30 

(1) Mit Gefängnis bis zu (drei Mo- 
naten und mit Geldstrafe oder mit 
einer diieser Strafen wir'd bestraft, wer 
vorsätzlich 

1. Gast- oder Schankwirtschaft oder 
Einzelhandel mit Branntwein un- 
(befugt betreibt oder der Vorschrift 
des § 16 Abs. 1 Nr. 3 zuwider- 
handelt, 

2. den Einzelhandel mit geistigen Ge- 
tränken, den Ausschank von Milch 
oder M'ilcherzeugnissen (§ 9) oder 
den Betrieb einer Speise Wirtschaft 
trotz Untersagung fortsetzt. 

(2) Wer eine der in Absatz 1 be- 
zeichneten Handlungen fahrlässig be- 
geht, wird mit Geldstrafe bis zu drei- 
hundert Deutsche Mark bestraft. 

27. In § 31 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort 
„Kleinhandel* durch „Einzelhanidel** er- 
setzt. 

28. § 35 a erhält folgende Fassung; 

„§ 35 a 

Die Landesregierung oder die von ihr 
bestimmte Behörde kann durch Rechtsver- 
ordnung die Mindestanforderungen be- 
stimmen, die an die Beschaffenheit, Eintei- 
lung und Anordnung der Räume (§ 2 Abs. 
1 Nr. 3) im HinbliA auf die jeweilige Be- 
triebsart im öffentlichen Interesse zu stel- 
len sind.“ 

29. § 36 erhält folgende Fassung: 

4 36 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1).“ 


Artikel II 

Soweit dieses Gesetz eine Tätigkeit von 
einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung 
abhängig macht, gilt die Erlaubnis oder Aus- 
nahmebewilligung den Personen als erteilt, 
die diese Tätigkeit bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes befugt ausgeübt haben. In diesen 
Fällen kann jedoch die Fortführung des Be- 
triebes untersagt werden, wenn die Voraus- 
setzungen für die Rücknahme der Erlaubnis 
oder der Ausnahmebewilligung vorliegen. 

Artikel III 

Soweit in dem Gaststättengesetz Zustän- 
digkeiten der obersten Landesbehörde zuge- 
wiesen sind, tritt an ihre Stelle die Landesre- 
gierung. 

Artikel IV 

Das Gaststättengesetz gilt vom Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes ab in der aus 
der Anlage ersichtlichen Fassung. 

Artikel V 

Es werden aufgehoben 

1. die Verordnung des Reichswlrtschafts- 
ministers vom 21. Juni 1930 zur Aus- 
führung des Gaststättengesetzes (Reichs- 
gesetzbl. I S. 191) In der Fassung der Ver- 
ordnung vom 19. Januar 1938 (Reidis- 
gesetzbl. I S. 37), 

2. das bayerische Gesetz über den Klein- 
handel mit Bier vom 27. August 1931 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für den 
Freistaat Bayern S. 223), 

3. die bayerische Verordnung zum Vollzug 
des Gesetzes über den Kleinhandel mit 
Bier vom 12. September 1931 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für den Freistaat 
Bayern S. 255), 

4. die Verordnung des Nieder sädisisdien 
Staatsministeriums über Speisewirtschaf- 
ten vom 4. September 1947 (Nieder sächsi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 83), 

5. die hamburgische Verordnung über 
Speisewirtschaften vom 24. Oktober 1946 
(Hamburgisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 115), 

6. Abschnitt III der Verordnung der preu- 
ßischen Minister für Volkswohlfahrt, für 
Handel und Gewerbe und des Innern zur 
Durchführung des Gaststättengesetzes vom 
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18. Juni 1930 (Preußische Gesetzsamm- 
lung S. 117) in der Fassung der Verord- 
nungen vom 30. März 1933 (Preußische 
Gesetzsammlung S. 106), vom 6, Februar 
1934 (Preußische Gesetzsammlung S. 59) 
und vom 4. Januar 1942 (Preußische Ge- 
setzsammlung S. 2), 

7. die Verordnung des Preußischen Mini- 
sters des Innern über die Beschäftigung 
von weiblichen Arbeitnehmern in Schank- 
stätten vom 27. Mai 1933 (Preußische 
Gesetzsammlung S. 213), 

8. Abschnitt III der Verordnung des Lippi- 
schen Landespräsidiums zur Durchfüh- 
rung des Gaststättengesetzes vom 4. Sep- 
tember 1930 (Lippische Gesetzsammlung 
S. 213) in der Fassung der Verordnung 
der Lippischen Landesregierung vom 
28. August 1933 (Lippische Gesetzsamm- 
lung S. 169), 

9. die Vorschriften des Hessischen Ministe- 
riums des Innern und des Hessischen Lan- 
des-Arbeits- und Wirtschaftsamtes über 
die Beschäftigung weiblicher Angestellten 
in Gast- und Schankwirtschaften vom 
23. September 1921 (Hessisches Regie- 
rungsblatt S. 219), 

10. die ergänzende Vorschrift des Hessischen 
Ministeriums des Innern und des Hessi- 
schen Ministeriums für Arbeit und Wirt- 
schaft zu den Vorschriften über die Be- 
schäftigung weiblicher Angestellten in 
Gast- und Schankwirtschaften vom 
8. Juni 1923 (Hessisches Regierungsblatt 
S. 134), 

11. §§ 25 bis 32 der Verordnung des Badi- 
schen Staatsministeriums über den Voll- 
zug des Gaststättengesetzes (Gaststätten- 
verordnung) vom 15. September 1930 
(Badisches Gesetz- und Veror,dnungsblatt 
S. 171) in der Fassung der Verordnungen 
vom 27. April 1933 (Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 76) und vom 
20. August 1934 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 225), 

12. § 71 der Vollzugsverordnung des Würt- 
tembergisdien Wirtschaftsministeriums 
zum Gaststättengesetz (Gaststätten Ver- 
ordnung) vom 8. Juli 1930 (Regiej;ungs- 


blatt für Württemberg S. 231) in der Fas- 
sung der Verordnung des Innenministe- 
riums und des Wirtschaftsministeriums 
über die staatliche Bezirks- (Kreis-) Ver- 
waltung (Bezirksverwaltungsverordnung) 
vom 23. Mai 1934 (Regierungsblatt für 
Württemberg S. 183) sowie die Anlage 
dieser Verordnung betreffend „Bestim- 
mungen des Württembergischen Wirt- 
schaftsministeriums über die Beschäfti- 
gung weiblicher Personen in Gast- und 
Schankwirtschaften (§17 Abs. 2 GaG.)“, 

13. § 7 Abs. 2 und § 8 Satz 2 des Gesetzes 
zum Schutze des Einzelhandels vom 
12. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 262) in 
der Fassung des Gesetzes vom 9. Mai 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 589); die Verwei- 
sung in § 10 des Gesetzes zum Schutze 
des Einzelhandels auf § 7 Abs. 2 entfällt. 

A r t i k e 1 VI 

(1) Das Gaststättengesetz in der Fassung 
dieses Gesetzes gilt auch im Land Bremen. 

(2) Die Siebente Durchführungsverord- 
nung des Landes Bremen zum Übergangsge- 
setz zur Regelung der Gewerbefreiheit vom 
11. November 1949 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 238) und die Verord- 
nung zur Ausführung der Siebenten Durch- 
führungsverordnung zum Übergangsgesetz 
zur Regelung der Gewerbefreiheit vom 6. Fe- 
bruar 1951 (Gesetzblatt der Freien Hanse- 
stadt Bremen S. 29) werden aufgehoben. 

A r t i k e 1 VII % 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechts ve^rordnun gen, die auf 
Grund des Gaststättengesetzes in der aus die- 
sem Gesetz sich ergebenden Fassung erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel VIII , 

Dieses Gesetz tritt mit idem Beginn des auf 
die Verkündung folgenden zweiten Kalender- 
monats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

a) Das gesetzgeberische Motiv des 
Gaststättengesetzes 

Das Gaststättengesetz vom 28. April 1930 
hat in erster Linie die Bekämpfung des Alko- 
holmißbrauchs und den Schutz der Jugend 
vor den Gefahren des Alkohols sowie die Ab- 
wendung gesundheitlicher und sittlicher Ge- 
fahren durch gewerbepolizeiliche Maßnahmen 
zum Ziel. Die reichsrechtliche Regelung des 
Gast- und Schankstättenwesens geht auf § 33 
der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 zu- 
rück. Diese Regelung, die sich im wesentlidien 
darauf beschränkte, die Erlaubnispflicht für 
den Betrieb einer Gastwirtschaft oder Schank- 
wirtschaft oder den Kleinhandel mit Brannt- 
wein oder Spiritus einzuführen, wurde als- 
bald als unzureichend empfunden und erfuhr 
in der Folgezeit eine erhebliche Verschärfung, 
insbesondere durch die Einführung der Be- 
dürfnisprüfung und Erweiterung der Gründe 
für die Versagung der Erlaubnis durch die 
Novellen vom 23. Juli 1879 und 4. August 
1896 sowie das Notgesetz vom 24. Februar 
1923. Neben der Ergänzung der bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften wurde auch eine 
gewerberechtliche Neuregelung des Gast- und 
Schankstättenwesens vorbereitet, jedoch 
führte erst der am 13. Juli 1928 dem Reichs- 
tag vorgelegte Entwurf eines Schankstätten- 
gesetzes (Reichstagsdrucksache Nr. 347) am 
28. April 1930 zur Verabschiedung unter dem 
Titel „Gaststättengesetz“. 

Das Gaststättengesetz Ist ein gewerberecht- 
liches Spezialgesetz und als solches zugleich 
ein Nebengesetz der Gewerbeordnung. Neben 
den besonderen Bestimmungen des Gaststät- 
tengesetzes finden gemäß § 35 die allgemei- 
nen Vorschriften der Gewerbeordnung An- 
wendung. 

Die im Gaststättengesetz vom 28. April 1930 
getroffene Regelung geht von der Erkenntnis 
aus, daß zur Bekämpfung des Alkoholmiß- 
brauchs und zum Schutz der Jugendlichen vor 
den Gefahren des Alkohols eine straffe ge- 
werbepolizeiliche Erfassung der Gast- und 
Schank wir tschaften und B rann tweinklein- 
handlungen unerläßlich ist. Aus diesem 
Grunde macht das Gesetz den Betrieb einer 
Gast- oder Schankwirtschaft oder den Klein- 
handel mit Branntwein von der Erteilung 
einer Erlaubnis abhängig, die nur unter be- 


sonderen Voraussetzungen erteilt wird. Zu 
diesen Voraussetzungen gehören insbesondere 
die persönliche Zuverlässigkeit des Gewerbe- 
treibenden, bestimmte Anforderungen an die 
Beschaffenheit und Lage der Räume und der 
Nachweis eines Bedürfnisses für die Ertei- 
lung der Erlaubnis. Darüber hinaus wird 
auch die Ausübung des Gewerbes zahlreichen 
einschränkenden Vorschriften unterworfen 
und z. B. die Abgabe von geistigen Geträn- 
ken an Jugendliche Im Rahmen des § 16 Abs. 
1 Nr. 1 und 2 verboten. 

b) Die Anwendung des Gaststättengesetzes 
nach 1945 

Nach 1945 wurde das Gaststättengesetz in 
den einzelnen Ländern zunächst unverändert 
weiter angewandt. Durch die Einführung der 
Gewerbefreiheitsdirektiven durch die Militär- 
regierungen kam es dann jedoch in den Län- 
dern des amerikanischen Besatzungsgebietes 
zu einer unterschiedlichen Entwicklung. In 
Bayern und in dem damaligen Württemberg- 
Baden wurden die Vorschriften über die Er- 
laubnispflicht für den Ausschank von nicht- 
geistigen Getränken nicht mehr angewandt, 
in Hessen wurde die Erlaubnispflicht auf den 
Ausschank von Branntwein beschränkt, und 
in Bremen wurde das Gaststättengesetz durch 
landesrechtliche Vorschriften mit Prüfung der 
Zuverlässigkeit und der Sachkunde ersetzt. 
Im Gegensatz hierzu wurden in den Ländern 
des britischen und französischen Besatzungs- 
gebietes zunächst keine Änderungen vorge- 
nommen. Nach dem Inkrafttreten des Grund- 
gesetzes ergaben sich in der britischen und 
französischen Zone mit Rücksicht auf das in 
Art. 12 GG gewährleistete Recht der Freiheit 
der Berufswahl Bedenken gegen die Zulässig- 
keit der Bedürfnisprüfung. Die Bedürfnis- 
prüfung wurde jedoch zunächst noch weiter 
durchgeführt; denn die Rechtsprechung der 
Oberverwaltungsgerichte stellte sich — von 
einzelnen Ausnahmen abgesehen — auf den 
Standpunkt, daß das Vorliegen eines Bedürf- 
nisses weiterhin gefordert werden könne. 
Diese Lage wurde durch das Urteil des Bun- 
desverwaltungsgerichts vom 15. Dezember 
1953 (BVerwG I G 141/53) und weitere Ur- 
teile entscheidend geändert. Das Bundesver- 
waltungsgericht erklärte die Bedürfnisprü- 
fung nach § 1 Abs. 1 des Gaststättengesetzes 
für unzulässig, da sie mit Art. 12 GG nicht 
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vereinbar sei. Die Verwaltungsgerichte der 
Länder und die Verwaltungsbehörden sind 
dieser Rechtspredhung zwar zunächst nicht 
allgemein gefolgt (vgl. Urteil des OVG für 
das Land Nordrhein^Westfalen vom 28. Juli 
1954 — IV A 1267/53). Das Bundesverwal- 
tungsgericht hat aber an seiner Auffassung 
festgehalten (vgl. dazu Urteil vom 14. De- 
zember 1954 — BVerwG I C 24/54). Infolge- 
dessen ist eine Anpassung des Gaststättenge- 
setzes an die zur Zeit gegebene, durch die 
Rechtsprechung herausgearbeitete verfassungs- 
rechtliche Lage erforderlich. 

Zugleich verfolgt der Entwurf das Ziel, den 
in den Gebieten der amerikanischen Besat- 
zungszone und in den Gebieten der britischen 
und französischen Besatzungszone noch unter- 
schiedlichen Rechtszustand zu vereinheitlichen. 
Der Entwurf will damit für die Bundesrepu- 
blik die Rechtseinheit auf dem Gebiete des 
Gaststättenrechts wiederherstellen. 

c) Wesentlicher Inhalt des Änderungsgesetzes 

Bei der Abänderung des Gaststättengesetzes 
kann eine Aufrechterhaltung der Bedürfnis- 
prüfung angesichts der Entscheidung des Bun- 
desverwaltungsgerichtes nicht in Betracht kom- 
men. Der ersatzlose Fortfall der Vorschrift 
über den Nachweis des Bedürfnisses als Vor- 
aussetzung für die Erteilung der Erlaubnis 
würde jedoch eine empfindliche Lücke im Ge- 
setz entstehen lassen, da im Rahmen der bis- 
herigen Bedürfnisprüfung in sehr weitem Um- 
fange öffentliche Interessen berücksichtigt 
wurden. Dieser Umstand erfordert eine Er- 
gänzung des Gaststättengesetzes, wenn es 
auch weiterhin seiner Aufgabe, der wirk- 
samen Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs 
und der Abwendung gesundheitlicher und sitt- 
licher Gefahren, gerecht werden soll. Dabei 
muß berücksichtigt werden, daß die Abgabe 
geistiger Getränke nach den Erfahrungen des 
täglichen Lebens in gewissen Fällen zu Zu- 
ständen führen kann, die dem öffentlichen 
Interesse zuwiderlaufen und insbesondere eine 
Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung befürchten lassen. Das gilt z. B. 
für den Ausschank von geistigen Getränken 
und den Einzelhandel mit Branntwein in 
Tankstellen, Kraftfahrzeugreparaturwerk- 
stätten, Omnibussen, Trinkhallen sowie in 
Räumen, die Wohnzwecken oder sonstigen 
nichtge werblichen Zwecken zu dienen be- 
stimmt sind. Entsprechendes kann in anderen 
Fällen für die Lage des Betriebes oder die 
Verwendung der gewählten Räume mit Rück- 


sicht auf die besondere Betriebsart gelten. So- 
weit durch den Wegfall der Bedürfnisprüfung 
im Hinblick auf diese Tatbestände eine Lücke 
entstehen würde, muß sie durch die Fassung 
bestimmter Verbotstatbestände oder Versa- 
gungsgründe für die Erteilung der Erlaubnis 
geschlossen werden, um auf diesem Wege die 
Öffentlichkeit zu schützen. Die Schaffung be- 
stimmter Versagungsgründe oder Verbotstat- 
bestände hat darüber hinaus gegenüber der 
Anwendung der Bedürfnisprüfung beachtliche 
verwaltungsmäßige Vorteile, da das Vorliegen 
eines Bedürfnisses in der Praxis oft nicht ohne 
erhebliche Schwierigkeiten zu ermitteln ist. 
Die Festlegung bestimmter Tatbestände wird 
somit zweifellos auch der Rechtssicherheit die- 
nen und Willkürentscheidungen weitgehend 
vermeiden. Auf der anderen Seite wird in 
dem Entwurf , vorgeschlagen, auf die bisher 
bestehende Erlaubnispflicht für den Einzel- 
handel mit Branntwein in Ladengeschäften 
zu verzichten, da ein öffentliches Interesse 
für die Beibehaltung dieser Beschränkung 
nicht ersichtlich ist. 

Es erscheint erforderlich, zum Schutze des 
öffentlichen Interesses auch in den Ländern 
des amerikanischen Besatzungsgebietes die bis- 
her suspendierten Vorschriften über die Er- 
laubnispflicht nach Maßgabe des vorliegen- 
den Gesetzentwurfs (§ 1) wiedereinzuführen. 
Die in diesen Ländern während der zurück- 
liegenden Jahre gesammelten Erfahrungen 
haben ergeben, daß andernfalls Mißstände 
nicht verhindert werden können und daß des- 
halb auch bei den auf den Ausschank von Bier 
und Wein oder auf den Ausschank von nicht- 
geistigen Getränken beschränkten Schankwirt- 
schaften und bei Gastwirtschaften nicht auf 
die Anwendung der Vorschriften über die Er- 
laubnispflicht verzichtet werden kann. Einer 
Gefährdung der Gesundheit, Sittlichkeit und 
öffentlichen Ordnung, die bei den hier in 
Frage stehenden Gewerbearten in besonderem 
Maße dadurch bedingt ist, daß einer in Ihrer 
Zusammensetzung unbestimmten, größeren 
Zahl von Menschen Aufenthaltsmöglichkeit 
geboten wird, ist nur dann wirksam entgegen- 
zutreten, wenn neben den räumlichen und 
hygienischen Voraussetzungen vor Eröffnung 
eines Gewerbebetriebes audi die Zuverlässig- 
keit des Gewerbetreibenden geprüft wird. 

Trotz der vorgesehenen Abänderungen bleibt 
das Gaststättengesetz, das die wechselvollen 
25 Jahre seines Bestehens ohne wesentliche 
Änderungen überstanden hat, in seinen 
Grundzügen erhalten. Das Änderungsgesetz 
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soll lediglich der veränderten verfassungs- 
rechtlichen Lage und der wirtschaftspoli- 
tischen Entwicklung Rechnung tragen und 
schließlich die Rechtseinheit in der Bundes- 
republik auf diesem gewerberechtlichen Ge- 
biet wiederherstellen. 

Während der Vorarbeiten an dem Gesetz- 
entwurf wurden vom Hotel- und Gaststät- 
tengewerbe noch weitergehende Änderungs- 
wünsche vorgetragen und insbesondere ange- 
regt, die Erteilung der Erlaubnis zum Be- 
trieb einer Gast- oder Schankwirtschaft vom 
Nachweis der Sachkunde abhängig zu 
machen. Es ist nicht zu verkennen, daß die 
Einführung der Sachkundeprüfung eine Er- 
schwerung des Zuganges zum Gewerbe und 
damit eine Einschränkung des Wettbewerbs 
herbeiführen und über das zur Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauchs gebotene Maß ge- 
setzlicher Regelung erheblich hinausgehen 
würde. Soweit im Einzelfall ein Gewerbetrei- 
bender weder über die elementaren fach- 
lichen Voraussetzungen noch über die Kennt- 
nis der besonderen für den Betrieb einer 
Gast- oder Schankwirtschaft zu beachtenden 
Vorschriften verfügt und aus diesem Mangel 
in Verbindung mit charakterlicher Verant- 
wortungslosigkeit bei der Führung des Be- 
triebes mit Bestimmtheit Mißstände zu er- 
warten sind, kann ein Fall der Unzuverlässig- 
keit gegeben sein, der die Ablehnung des An- 
trages nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 rechtfertigen 
könnte. Im übrigen bieten — bei bereits be- 
stehenden Betrieben — die Vorschriften über 
die Zurücknahme der Erlaubnis oder die Ge- 
werbeuntersagung (§§ 12 und 13) eine aus- 
reichende Handhabe zu wirksamem Ein- 
schreiten. Eine Notwendigkeit für eine Er- 
gänzung des Gaststättengesetzes durch Ein- 
führung einer Sachkundeprüfung ist daher 
zu verneinen. 


B. Besonderer Teil 

Zu Art. I Nr. 1 
Zu § 1 Abs. 1 

Der Entwurf hält in § 1 Abs. 1 an dem 
Grundsatz der Erlaubnispflicht für den Be- 
trieb einer Gastwirtschaft, Schankwirtschaft 
oder den Einzelhandel mit Branntwein fest 
und übernimmt auch die bereits In § 33 der 
Gewerbeordnung und § 1 Abs. 1 des Gast- 
stättengesetzes vom 28. April 1930 enthalte- 
nen und durch Verwaltungspraxis und Recht- 


sprechung festgelegten Begriffe „ Gastwirt- 
schaft" und „Schankwirtschaft“. Der Begriff 
„Kleinhandel mit Branntwein“ wurde in An- 
passung an die gebräuchliche Terminologie 
hier wie auch an allen anderen Stellen durch 
die Worte „Einzelhandel mit Branntwein“ 
ersetzt. Die Verwendung des Begriffs „Ein- 
zelhandel mit Branntwein“ erübrigt außer- 
dem eine gesetzliche Begriffsbestimmung. 
Unter idiesen Begriff fällt jeder Einzelverkauf 
von Branntwein im Handel an Letztver- 
braucher. 

Zu § 1 Abs. 2 

Nach Wegfall der Bedürfnisprüfung kann 
auf die Durchführung eines besonderen Er- 
laubnis Verfahrens für den Einzelhandel mit 
Branntwein in fest verschlossenen, mit der 
Firma des Herstellers oder Händlers versehe- 
nen Flaschen oder anderen ebenso beschaffe- 
nen Behältnissen In Ladengeschäften verzich- 
tet werden. Bei Ladengeschäften dürften sich 
Im Hinblick auf die an die Räume zu stellen- 
den Anforderungen In der Regel kaum 
Gründe für die Ablehnung eines Erlaubnis- 
antrages ergeben. Der Verkauf in Laden- 
geschäften spielt sich in aller Öffentlichkeit 
ab und unterliegt sowohl einer ständigen 
Beobachtung seitens des Publikums als auch 
einer weitgehenden Kontrolle durch die Ver- 
waltungsbehörden. Eine Gefährdung Öffent- 
licher Interessen Ist daher nicht gegeben, zu- 
mal es sich im übrigen nur um den Verkauf 
von Branntwein in festverschlossenen 
Flaschen oder Behältnissen handelt. Aus die- 
sen Gründen schien es geboten, die Verwal- 
tungsbehörden von der lediglich formellen 
Abwicklung von Erlaubnisanträgen zu ent- 
lasten und im Interesse der Verwaltungsver- 
einfachung insoweit eine Ausnahme von der 
Erlaubnispflicht zu begründen. Sollten sich 
nach der Errichtung des Betrielbes im Einzel- 
fall Mißstände ergeben, so bieten die Vor- 
schriften über die Untersagung des Einzel- 
handels mit Branntwein (vgl. § 13 Abs. 1) 
eine voll ausreichende Möglichkeit zum Ein- 
schreiten. 

Die Ausnahme von der Erlaubnispflicht gilt 
nicht für den Einzelhandel mit losem Brannt- 
wein. Bei der Abgabe von losem Branntwein 
im Einzelhandel sind an die persönliche Zu- 
verlässigkeit des Einzelhändlers besondere 
Anforderungen zu stellen, da In diesem Falle 
die Gefahr eines unerlaubten Ausschanks 
besonders groß Ist. Unerlaubter Ausschank 
liegt vor, wenn ein Einzelhändler, der keine 
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Schankerlaubnis besitzt, Branntwein zum 
Genuß an Ort und Stelle abgibt. Dabei wird 
man Abgabe zum Genuß an Ort und Stelle 
auch dann annehmen können, wenn der 
Branntwein in verhältnismäßig leicht zu öff- 
nenden Behältnissen abgegeben wird und die 
Absicht des Käufers, ihn an Ort und Stelle 
zu genießen, aus den Umständen hervorgeht. 
Ladengeschäfte im Sinne dieser Vorschrift 
sind offene Verkaufsstellen in Räumen, die 
dem Einzelhandel zu dienen bestimmt sind 
und unmittelbar von der Straße betreten 
werden können. Etagengeschäfte, Lager- 
räume, Werkstätten, Kioske sowie die Ge- 
schäftsräume von Großhandelsunternehmen 
sind z. B. keine Ladengeschäfte im Sinne die- 
ser Vorschrift. 

Aus den gleichen Erwägungen wurde auch 
der Versandhandel mit Branntwein von der 
Erlaubnispflicht des § 1 Abs. 1 ausgenom- 
men. 

Zu § 2 

Bei der Neufassung der §§ 2 und 3 werden 
mehrere Nummern und Absätze in der bis- 
herigen Fassung wörtlich übernommen, um 
die Wiederinkraftsetzun^r dieser Vorschriften 
auch in den Ländern sicherzustellen, in 
denen sie z. T. gegenwärtig nidit anwend- 
bar sind. 

In § 2 werden die Tatbestände in persön- 
licher und sachlicher Hinsicht abschließend 
auf geführt, die zwingend zu der Versagung 
einer Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 führen. Da- 
bei ist jedoch zu berücksichtigen, daß eine 
Erlaubnis nur erteilt werden kann, soweit 
nicht absolute Verbots Vorschriften entgegen- 
stehen. Die in § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 er- 
wähnten Betriebsformen sind überhaupt 
nicht erlaubnisfähig, während die in § 16 a 
Abs. 1 bezeichneten Betriebsformen nur nach 
Maßgabe des § 16 a Abs. 3 erlaubnisfähig 
sind. Unberührt bleiben ferner die Vorschrif- 
ten der Gewerbeordnung über den Einzel- 
handel mit geistigen Getränken. 

Die Vorschrift des § 2 Abs. 1 des Entwurfs 
enthält gegenüber der bisherigen Fassung 
lediglich Änderungen in Nr. 1, 3 und 4. Ent- 
sprechend den Anregungen aus der Verwal- 
tungspraxis wurden in Nr. 1 die Worte „der 
Schlemmerei, der Völlerei“ nicht übernom- 
men, sondern durch den Begriff „Alkohol- 
mißbrauch“ ersetzt. 

Durch die Änderung in § 2 Abs. 1 Nr. 3 soll 
zum Ausdruck gebracht werden, daß sich 


diese Vorschrift nur auf die Verhältnisse 
innerhalb des Betriebes und nicht auf die 
örtlidie Lage des Betriebes bezieht. Im übri- 
gen wird auf die Ausführungen zu Art. I 
Nr. 27 Bezug genommen. 

In § 2 Abs. 1 Nr. 4 war mit Rücksicht auf 
den Fortfall der Bedürfnisprüfung eine Er- 
gänzung erforderlich. Die Bedürfnisprüfung 
hatte nicht lediglich zum Ziel, dem Alkohol- 
mißbrauch durch Verhinderung einer Über- 
setzung des Gaststättengewerbes entgegen- 
zuwirken. Der Antrag auf Erteilung einer 
Erlaubnis für die Errichtung einer Gast- oder 
Schankwirtschaft konnte insbesondere wegen 
fehlenden Bedürfnisses auch dann abgelehnt 
werden, wenn der Errichtung des Betriebes 
sonstige öffentliche Interessen entgegenstan- 
den. Insoweit wurde auf ein Bedürfnis ab- 
gestellt, das auch an dem öffentlichen Inter- 
esse zu messen war. Der ersatzlose Fortfall 
der Bedürfnisprüfung nach § 1 Abs. 2 des 
Gaststättengesetzes würde daher eine Lücke 
insoweit zur Folge haben, als Gesichtspunkte 
des öffentlichen Interesses künftig nicht 
mehr in dem bisherigen Umfange berück- 
sichtigt werden könnten. Aus diesen Grün- 
den wird eine Reihe von Fällen, in denen 
der Ausschank von geistigen Getränken oder 
der Einzelhandel mit geistigen Getränken 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung befürchten läßt, in § 16 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 und § 16 a Abs. 1 ausdrücklich 
geregelt. Es ist jedoch ausgeschlossen, alle 
möglichen Tatbestände, in denen die Ertei- 
lung einer Erlaubnis dem öffentlichen Inter- 
esse widerspricht, vorauszusehen und durch 
Einzeltatbestände zu erfassen. Deshalb war 
insoweit eine Ergänzung der Versagungs- 
gründe für die Erteilung einer Erlaubnis 
durch die Neufassung des § 2 Abs. 1 Nr. 4 
notwendig. Nach dieser Vorschrift wird 
künftig die Erlaubnis zu versagen sein, wenn 
die Errichtung des Betriebes eine Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
befürchten läßt oder im Hinblick auf die 
örtliche Lage des Betriebes oder auf die Ver- 
wendung der Räume dem öffentlichen Inter- 
esse widerspricht. 

Aus der Fassung dieser Vorschrift folgt, daß 
künftig nicht auf die Verwendung der 
Räume allein abzustellen ist, wie nach der 
bisherigen Fassung des § 2 Abs. 1 Nr. 4, 
sondern auf den Betrieb überhaupt. Dabei 
wird z. B. die gewählte Betriebsart beson- 
ders zu berücksichtigen sein, weil die Aus- 
wirkungen, die von den einzelnen Betrlebs- 
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arten ausgehen, unterschiedlich sind. Der Be- 
griff der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung ist aus dem Polizeirecht übernommen 
und liegt in der Verwaltungspraxis und 
Rechtsprechung fest. Danach fällt auch die 
Ruhestörung unter die Verletzung der 
öffentlichen Ordnung, Es kommt nicht dar- 
auf an, daß eine Störung unmittelbar bevor- 
steht, die Erlaubnis ist vielmehr bereits dann 
zu versagen, wenn nach der Erfahrung des 
täglichen Lebens eine Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu be- 
fürchten ist (abstrakte Gefahr). Die Fassung 
des § 2 Abs. 1 Nr. 4 weicht insoweit bewußt 
von der Fassung des § 14 des Preußischen 
Polizeiverwaltungsgesetzes vom 1. Juni 1931 
(PrGs. S. 77) ab, nach der ein Einschreiten nur 
zur Abwehr unmittelbar drohender Gefah- 
ren zulässig ist; denn die Möglichkeit der 
Abwehr unmittelbar drohender Gefahren 
allein reicht zum Schutze der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung nicht aus. 

Damit sind aber noch nicht alle Fälle erfaßt. 
In denen Mißstände auftreten können. Zur 
Sicherung der durch das Gaststättengesetz 
verfolgten Ziele erscheint es notwendig, daß 
ein Erlaubnisantrag auch abgelehnt werden 
kann, wenn durch Eröffnung des betreffen- 
den Gaststättenbetriebes ein öffentliches 
Interesse verletzt würde. Auf dieser Er- 
wägung beruht die Formulierung des § 2 
Abs. 1 Nr. 4. Das dort genannte „öffent- 
liche Interesse“ geht über den polizeilichen 
Begriff der Gefahrenabwehr hinaus und um- 
faßt die Belange der Allgemeinheit und des 
Gemeinwohls. So wird das öffentliche Inter- 
esse z. B. aus kulturellen Gründen wegen der 
Nähe von öffentlichen Bauten, Kirchen oder 
Schulen oder aus Gründen der Gesundheits- 
pflege wegen der Nahe von Krankenhäusern 
zu berücksichtigen sein. Es kann unter ande- 
rem auch rechtfertigen, die Allgemeinheit 
vor Belästigung zu schützen. Andererseits 
kann ein rein fiskalisches Interesse hier keine 
Berücksichtigung finden. 

Die Änderung des § 2 Abs. 2 erfolgt aus 
rechtssystematischen Gründen und dient der 
Klarstellung, daß „vertretungsberechtigte 
Personen“ im Sinne dieser Vorschrift nur 
„die nach Gesetz oder Satzung zur Vertre- 
tung berufener Personen“ sind. 

Zu § 3 

Da die Erlaubnis bei Gast- und Schankwirt- 
schaften für eine bestimmte Betriebsart zu er- 
teilen ist, haben die zuständigen Erlaubnisbe- 


hörden in der Erlaubnisurkunde neben den 
zugelassenen Arten von Getränken und der 
Bezeichnung der Räume auch die erlaubte 
Betriebsart anzugeben. 

Die Angabe der Arten von Getränken wird 
sich in der Regel auf die Unterscheidung zwi- 
schen geistigen und nichtgeistigen Getränken 
beschränken, lediglich in einigen Fällen (vgl. 
z. B. § 16 Abs. 1 Nr. 2 und § 16 a Abs. 1 
Nr. 2 und 3) wird noch zwischen Brannt- 
wein und anderen geistigen Getränken zu un- 
terscheiden sein. 

Als Betriebsarten einer Gastwirtschaft kom- 
men z. B. In Betracht: Hotel, Gasthof, Hos^ 
piz, Fremdenheim. Bei Sdiankwirtschaften 
wird insbesondere zu unterscheiden sein zwi- 
schen Restaurant, Bar, Trinkhalle, Kantine 
u. a. Es Ist im Einzelfall zu prüfen, ob die in 
dem Erlaubnisantrag bezelchnete Betriebsart 
den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. Da- 
nach darf z. B. die Erlaubnis zum Betrieb 
eines Restaurants nicht erteilt werden, wenn 
der Betrieb nur der Belegschaft eines Werkes 
oder den Angestellten einer Behörde zugäng- 
lich ist, denn die Betriebsart „Restaurant“ 
setzt unter anderem voraus, daß die Öffent- 
lichkeit Zutritt hat. Aus der Bindung der Er- 
laubnis an eine bestimmte Betriebsart folgt, 
daß die Betriebsart nicht beliebig geändert 
werden darf. So ist es eine Änderung der Be- 
triebsart, wenn der Inhaber einer Erlaubnis 
zum Betrieb einer Werkskantine in diesen 
Räumen Tanzveranstaltungen für die Öffent- 
lichkeit oder nichtwerksangehörige Gesell- 
schaften veranstaltet. 

Die Verpflichtung zum Bereithalten nichtgei- 
stiger Getränke war bisher In § 11 Äbs. 2 ge- 
regelt, obwohl diese Vorschrift rechtssystema- 
ti$ch nicht zu den Äuflagen des § 11 gehört. 
Diese Tatsache Ist durch die Entstehungsge- 
schichte zu erklären. Die Übernahme der Vor- 
schrift des § 11 Abs. 2 nach § 3 Abs. 1 Satz 3 
erfolgt daher nur aus rechtssystematischen 
Gründen und bedeutet keine sachliche Ände- 
rung. 

Die Änderung in § 3 Abs. 4 erfolgt nur aus 
sprachlichen Gründen und bedeutet ebenfalls 
keine sachliche Änderung. 


Zu Art. I Nr. 2 

Durch die Neuregelung der Verwaltungsge- 
richtsbarkelt ist § 7 Abs. 1 Satz 3 gegen- 
standslos geworden und war daher aufzuhe- 
ben. Der Aufhebung dieser Vorschrift wird 
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durch die Änderung in § 5 Abs. 2 Satz 2 
Rechnung getragen. 

Zu Art. I Nr. 3 

Die Änderung des § 6 Abs. 3 Nr. 2 bezweckt 
die gleiche Behandlung der überlebenden Ehe- 
gatten hinsichtlich der Erteilung der Stellver- 
tretererlaubnis nach dem Ableben des bis- 
herigen Inhabers, da eine Schlechterstellung 
des überlebenden Ehemannes nicht begründet 
erscheint. 

Zu Art. I Nr. 4 

Es wird auf die Ausführungen zu Art. I Nr. 2 
Bezug genommen. 

Zu Art, I Nr. 5 

In den besonderen Fällen des § 8 des Gast- 
stättengesetzes wird auf die Durchführung 
des Erlaubnisverfahrens zugunsten der weni- 
ger strengen „Gestattung'' des Betriebes einer 
Gast- oder Schankwirtschaft verzichtet. Da- 
bei war bisher zu prüfen, ob ein „vorüber- 
gehendes Bedürfnis" für diese Gestattung 
vorlag. Diese Zulassungsvoraussetzung konnte 
nach Wegfall der Bedürfnisprüfung nicht bei- 
behalten werden, vielmehr mußten die hier 
in Frage kommenden Fälle, soweit möglich, 
näher konkretisiert werden. Diesem Gedan- 
ken dient der Begriff „besondere Veranstal- 
tung von kurzer Dauer". Aus dem Gesichts- 
punkt des öffentlichen Interesses und der Be- 
kämpfung des Alkoholmißbrauchs lassen sich 
Bedenken gegen das vereinfachte Verfahren 
nach § 8 nicht herleiten. Es ist jedoch zu be- 
rücksichtigen, daß die Inhaber einer Erlaub- 
nis im Sinne des § 1 Abs. 1 für die vorüber- 
gehende Gestattung des Betriebes nach § 8 
besonders geeignet sind, da bei ihnen das 
Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen 
bereits geprüft worden ist. 

Besondere Veranstaltungen von kurzer Dauer 
im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 sind Ver- 
anstaltungen, die nur mehrere Tage oder 
wenige Wochen dauern. Die Errichtung einer 
Baukantine oder einer Schankwirtschaft in 
der Nähe eines Sessellifts, der mehrere Mo- 
nate im Jahr in Betrieb ist, oder die Er- 
richtung eifier Schankwirtschaft innerhalb 
eines Messegeländes, auf dem für längere 
Zeit Messeveranstaltungen stattfinden, fallen 
nicht hierunter. In diesen Fällen ist die Ein- 
holung einer Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 er- 
forderlich, Eine Notwendigkeit für eine ver- 
einfachte Behandlung der Gast- oder Schank- 


wirtschaften ist in den letztgenannten Fällen 
nicht anzuerkennen. 

Nach der bisherigen Regelung in § 8 Abs. 1 
Satz 2 wurden ortsansässige Inhaber einer 
Erlaubnis bevorzugt behandelt. Diese Bevor- 
zugung muß jedoch aufgegeben werden, da 
es sich um eine nicht vertretbare wettbewerb- 
liche Regelung handelt. 

Die Neufassung des § 8 Abs. 2 ist durch die 
Änderung des § 8 Abs. 1 bedingt. Dabei 
wurde im Interesse des Jugendschutzes der 
Ausschank von Branntwein einschränkend 
geregelt. Während § 8 Abs. 2 bisher nur die 
Turn- und Sportfeste erfaßte, bei denen Ju- 
gendliche überwiegend beteiligt waren, wird 
nunmehr der Ausschank von Branntwein vor 
20 Uhr bei diesen Veranstaltungen auch dann 
unterbunden, wenn Jugendliche in geringerer 
Anzahl beteiligt sind. 

Zu Art. I Nr. 6 

Die Neufassung bringt erweiterte Möglich- 
keiten für den erlaubnisfreien Ausschank von 
Milch und stellt in bestimmtem Umfange 
auch den Ausschank von Milcherzeugnissen 
von der Erlaubnispflicht frei. Nach der bis- 
herigen Fassung des § 9 Abs. 1 bestand Er- 
laubnisfreiheit nur für den Ausschank von 
Milch in Räumen, die dem Milchverkauf 
dienen. Der Ausschank von Milch an Tischen 
vor dem Verkaufsraum war erlaubnispflich- 
tig. Durch die Neufassung des § 9 Abs. 1 
wird der Ausschank nunmehr auch in diesen 
Fällen erlaubnisfrei. Außerdem bestand nach 
der bisherigen Fassung des § 9 Abs. 1 Er- 
laubnisfreiheit nur für den Ausschank von 
Milch. Nunmehr bedarf es nach dem Ent- 
wurf auch für den Ausschank der jetzt in 
5 9 Abs. 1 genannten Milcherzeugnisse keiner 
Schankerlaubnis mehr. Eine entsprechende 
Erlaubnisfreiheit wird mit der Neufassung 
des § 9 Abs. 2 für den Ausschank von Milch 
und den in § 9 Abs. 1 genannten Milcher- 
zeugnissen bei außergewöhnlichen Gelegen- 
heiten eingeführt. 

Die Neufassung bringt allerdings auch eine 
Einschränkung des erlaubnisfreien Aus- 
schanks, Nach der bisherigen Fassung des 
§ 9 Abs. 1 wurde nicht darauf abgestellt. 
In welchem Umfange die Befugnis zum Milch- 
verkauf gegeben war. Zum erlaubnisfreien 
Ausschank von Milch waren daher audi die- 
jenigen Milchhändler befugt, die nur die Er- 
laubnis zum Verkauf von fertig abgefüllter 
Milch besaßen. Bei diesen Milchhändlern sind 
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jedoch anders als bei denjenigen Milchhänd- 
lern, die auch zum Verkauf von loser Milch 
berechtigt sind, die erforderlichen Voraus- 
setzungen für eine sachgemäße Behandlung 
offen stehender, zum Ausschank bestimmter 
Milch nicht immer gegeben. Aus hygienischen 
Gründen erschien es daher erforderlich, die 
Befugnis zum erlaubnisfreien Ausschank von 
Milch und Milcherzeugnissen in Zukunft nur 
nodi denjenigen Milchhändlern zu geben, 
die zum Verkauf von loser Milch berechtigt 
sind. 

Zu Art. I Nr. 7 

Die Änderung des § 10 dient der Anpassung 
an die veränderten staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse. 

Zu Art. I Nr. 8 

Auf die Ausführungen zu Art. I Nr. 1 (§ 3 
Abs. 1 Satz 3) wird Bezug genommen. 

Zu Art. I Nr. 9 

Die Ergänzung des § 12 Abs. 2 durch Nr. 7 
sieht eine Erweiterung der Gründe für Rück- 
nahme der Erlaubnis für die in § 1 Abs. 1 
bezeichneten Gewerbe vor. Es handelt sich 
um die Erfassung besonders schwerwiegen- 
der Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften, 
die den Alkoholmißbrauch verhindern sol- 
len oder dem Jugendschutz dienen. 

Zu Art. I Nr. 10 

Da nach der Neufassung des § 1 der Einzel- 
handel mit Branntwein in Ladengeschäften 
zum größten Teil nicht mehr erlaubnis- 
pflichtig ist, muß insoweit die bisher auf den 
Kleinhandel mit Bier oder Wein sowie auf 
den Ausschank von Milch beschränkte Un- 
tersagungsmöglichkeit entsprechend erwei- 
tert werden. Dies wird durch die alle frag- 
lichen Tatbestände erfassende Formulierung 
des Einleitungssatzes des Abs. 1 erreicht. 

Bei der Neufassung des § 13 wird in Abs. 1 
Nr. 1 von dem Erfordernis der rechtskräf- 
tigen Bestrafung wegen unerlaubter Aus- 
übung des Gewerbes als Voraussetzung für 
die Gewerbeuntersagung abgesehen. Wenn 
der Gesetzgeber davon ausgeht, daß die- 
ienigen Personen, die gegen die In ^ 13 Abs. 1 
bezeichneten Vorschriften verstoßen haben, 
für den Einzelhandel mit geistigen Getränken 
und den Ausschank von Milch ungeeignet 
sein können, dann kann diese Feststellung 
nicht von der Durchführung eines Strafver- 


fahrens gegen den Gewerbetreibenden ab- 
hängig gemacht werden. Eine Amnestie oder 
die aus anderen Gründen erfolgte Ein- 
stellung des Strafverfahrens darf nidit dazu 
führen, daß ungeeignete Personen von der 
Ausübung der in § 13 Abs. 1 bezeichne- 
ten Gewerbe nicht ausgeschlossen werden 
können. 

Das Zitat der Vorschriften des § 16 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 sowie des Gesetzes zum Schutze 
der Jugend in der Öffentlichkeit erfolgt aus 
den gleichen Gründen wie in § 12 Abs. 2 
Nr. 7. Nach Abs. 1 Nr. 2 kann nunmehr 
die Fortführung eines Betriebes der hier In 
Frage kommenden Art untersagt werden, 
wenn die Tatbestände des § 2 Abs. 1 Nr. 1 
oder Nr. 3 gegeben sind. Diese Erweiterung 
der Untersagungsmöglichkeit ist notwendig, 
weil der Einzelhandel mit Branntwein In dem 
von § 1 Abs. 2 bestimmten Umfange nicht 
mehr erlaubnispfllchtig ist und daher eine 
Prüfung der Zuverlässigkeit des Gewerbetrei- 
benden und der Eignung ider Räume vor 
Beginn der gewerblichen Tätigkeit nicht 
mehr möglich ist. Dies bedingt aber, daß 
wenigstens nachträglich gegen solche Gewer- 
betreibende vorgegangen werden kann, die 
sich als unzuverlässig erwiesen haben. Ent- 
sprechendes gilt in bezug auf die Eignung 
der Räume. Auf die Vorschrift des § 13 
Abs. 3 kann mit Rücksicht auf die Neufas- 
sung des § 1 verzichtet werden. Auf die Be- 
gründung zu § 1 Abs. 1 wird Bezug ge- 
nommen. 

Zu Art. I Nr. 11 

Die Änderung des § 14 soll den veränderten 
staatsrechtlichen Verhältnissen Rechnung tra- 
gen. Die Verpflichtung zum Erlaß einer be- 
stimmten Poiizelstundenregelung bleibt be- 
stehen. 

Zu Art. I Nr. 12 

Zur Begründung wird auf die Ausführungen 
zu Art. I Nr. 1 (zu § 1 Abs. 1) Bezug ge- 
nommen. 


Zu Art. I Nr. 13 

Das Gaststättengesetz enthält zum Schutze 
der Jugend vor den Gefahren des Alkohols In 
§16 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Vorschriften über 
das Verbot der Abgabe von geistigen Ge- 
tränken und Tabakwaren an Jugendliche. 
Durch das später ergangene Gesetz zum 
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Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 
vom 4. Dezember 1951 (BGBL I S. 936) hat 
dieses Verbot in den §§ 3 und 8 dieses Ge- 
setzes eine spezielle Regelung erfahren; sie 
stimmt im wesentlichen mit den bisherigen 
Vorschriften in § 16 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 
Gaststättengesetzes überein. Deshalb kann 
auf die Übernahme der Vorschriften des § 16 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 bei der Neufassung des 
§ 16 verzichtet werden. 

Durch den Wegfall der Bedürfnisprüfung war 
aus den im Allgemeinen Teil näher dargeleg- 
ten Gründen eine Ergänzung der Verbotstat- 
bestände erforderlich. Dieser Ergänzung die- 
nen die neuen Nummern 1 und 2 des § 16 
Abs. 1 und die Vorschriften des § 16 a 
Abs. 1 Nr. 1 und 2. 

Zu § 16 Abs. 1 Nr. 1 

Das Verbot des § 16 Abs. 1 Nr. 1 umfaßt 
jede gewerbsmäßige Abgabe von geistigen 
Getränken in den dort bezeichneten Räu- 
men, d. h. sowohl den Ausschank von als 
auch den Einzelhandel mit Branntwein, Bier, 
Wein oder anderen Getränken mit alkohol- 
haltigen Zusätzen. Es ist bei Tankstellen und 
Kraftfahrzeugreparaturwerkstätten auf die 
Räume beschränkt, die dem Betrieb der 
Tankstelle oder der Werkstätte dienen. 
Daher gilt es nicht für selbständige Gast- 
und Schankwirtschaften, die in demselben 
Gebäude untergebracht sind. Diese Maßnah- 
men sind im Interesse der Verkehrssicher- 
heit geboten. Durch das Verbot soll vermie- 
den werden, daß dem Kraftfahrer außerhalb 
von Gast- und Schankwirtschaften in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit dem Betrieb 
eines Kraftfahrzeuges ein zusätzlicher Anreiz 
zum Genuß geistiger Getränke geboten wird. 
Das Verbot der Abgabe geistiger Getränke 
in Omnibussen dient In gleicher Weise der 
Förderung der Verkehrssicherheit. 

Zu § 16 Abs. 1 Nr. 2 

Das Angebot von Branntwein in Trinkhallen, 
Kiosken und Imbißstellen stellt einen beson- 
deren, nicht zu billigenden Anreiz zum Er- 
werb von Branntwein dar. Hinzu kommt, 
daß diese Betriebe nach Eintritt der Laden- 
schlußzelt geöffnet sein dürfen und die Ge- 
fahr des unzulässigen Warenverkaufs nach 
Ladenschluß besonders groß Ist. Es liegt da- 
her Im Interesse der Bekämpfung des Alko- 
holmißbrauchs, wenn der Einzelhandel mit 
Branntwein In diesen Fällen verboten wird. 


Zu § 16 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 

Die bisherigen Vorschriften des § 16 Abs. 1 
Nr. 3 bis 5 werden übernommen und ledig- 
lich sprachlichen Änderungen unterworfen. 

Zu § 16 Abs. 1 Nr. 6 

Die Neufassung des § 16 Abs. 1 Nr. 6 (vgl. 
bisher § 16 Abs. 1 Nr. 7) schränkt die Ver- 
flichtung des Gastwirts gegenüber der bis- 
erigen Rechtslage ein. Dem Gastwirt wird 
lediglich die Abgabe von Speisen und Ge- 
tränken an die In dieser Vorschrift bezeich- 
neten Personen verboten. Die bisherige 
weitergehende Verpflichtung, diese Personen 
In der Gast- oder Schankwirtschaft über- 
haupt nicht zu dulden, ist dem Gastwirt 
nicht zumutbar. 

Zu § 16 Abs. 2 

§ 16 Abs. 2 wird nur aus sprachlichen Grün- 
den geändert. 

Zu § 16 Abs. 3 

Die Ermächtigung des § 16 Abs. 3 gibt die 
Möglichkeit, die Vorschriften des Abs. 1 
Nr. 6 und des Abs. 2 entsprediend den 
jeweiligen Bedürfnissen auch auf die Ange- 
hörigen anderer Verbände in Dienstkleidung 
auszudehnen. Dabei kann dem Gastwirt auch 
eine weniger weitgehende Verpflichtung auf- 
erlegt werden. 

Die Streichung des bisherigen § 16 Abs. 3 
ist durch den Wegfall der Jugendschutzvor- 
schriften In § 16 Abs. 1 Nr. 1 und 2 bedingt. 

Zu Art. 1 Nr. 14 

Die Vorschrift des § 16 a enthält weitere 
Verbotstatbestände für die Abgabe von gei- 
stigen Getränken. Im Gegensatz zu den in 
§ 16 Abs. 1 enthaltenen Verboten können 
bei den in § 16 a Abs. 1 geregelten Tatbe- 
ständen jedoch unter bestimmten Voraus- 
setzungen im Einzelfall Ausnahmen zugelas- 
sen werden. 

Zu § 16 a Abs. 1 Nr. 1 

Der Ausschank von geistigen Getränken 
kann nur in Schankwirtschaften zugelassen 
werden, deren Räume hinsichtlich der Lage, 
Größe, Beschaffenheit und Einrichtung den 
sicherhelts- und baupolizeilichen, sittlichen 
und hygienischen Anforderungen genügen. 
Wohnräume oder sonstige Räume, die nicht- 
gewerblichen Zwecken zu dienen bestimmt 
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sind, sind als Schankräume ungeeignet. Des- 
halb dürfen In diesen Räumen keine geistigen 
Getränke ausgeschenkt werden. Durch die 
Ausdehnung dieses Verbotes auch auf den 
Einzelhandel mit geistigen Getränken sollte 
ferner einem unerlaubten und unkontrollier- 
baren Ausschank von geistigen Getränken In 
diesen Räumen entgegengewirkt werden. 

Bei Wohnräumen oder sonstigen nichtge- 
werblichen Räumen Im Sinne dieser Vor- 
schrift wird auf die Zweckbestimmung der 
Räume Im Zeitpunkt der gewerblichen Nut- 
zung abgestellt. Die gelegentliche anderwei- 
tige Verwendung hat dabei außer Betracht 
zu bleiben. 

Zu § 16 a Abs. 1 Nr. 2 
Der Ausschank durch Schalter ist sowohl 
bei Trinkhallen als auch neuerdings bei 
Schankwirtschaften üblich. Da nach den Er- 
fahrungen des täglichen Lebens der Schalter- 
ausschank von Branntwein in diesen Fällen 
zu Mißständen führen würde, erscheint es 
notwendig, diesen Ausschank zu verbieten. 
Die Gefahr von Mißständen besteht Indessen 
dann nicht, wenn Branntwein durch Schalter 
zum Genuß an Tischen ausgeschenkt wird, 
die im Rahmen des erlaubten Betriebes auf 
der Straße aufgestellt sind. Alsdann gehört 
der betreffende Teil der Straße zum konzes- 
sionierten Schankraum; er wird regelmäßig 
für jedermann erkennbar von der übrigen 
Straße abgetrennt sein. Die Passanten auf der 
Straße können durch einen solchen Aus- 
schank nicht belästigt werden. 

Trinkhallen im Sinne dieses Gesetzes sind 
nur Schankwirtschaften, bei denen der Aus- 
schank durch Schalter erfolgt. Sofern der 
Ausschank auch innerhalb der „ Trinkhalle 
also in einem Raum erfolgt, handelt es sich 
um den^ Betrieb einer solchen Schankwirt- 
schaft, die den allgemeinen Vorschriften, ins- 
besondere § 2 Abs. 1 Nr. 3 und 4, unterliegt. 

Zu § 16 a Abs. 1 Nr. 3 
Die Vorschrift des § 16 a Abs. 1 Nr. 3 ent- 
spricht dem bisherigen § 16 Abs. 1 Nr. 6. 

Zu § 16 a Abs. 2 

Die landwirtschaftHche Urproduktion und 
die damit nach allgemeiner Übung und Auf- 
fassung zusammenhängenden Tätigkeiten — 
wie z. B. -der Verkauf oder der gelegentliche 
Ausschank selbsterzeugten Weines — sind 
keine gewerbsmäßigen Tätigkeiten im Sinne 


des Gaststättengesetzes und unterliegen da- 
her auch nicht der Vorschrift des § 16 a 
Abs. 1 Nr. 1. In den Fällen des § 10 Abs. 1 
und § 28 Abs. 1 ist der Ausschank jedoch 
gewerbsmäßig, da er die üblichen Grenzen 
überschreitet und die Form eines Gewerbe- 
betriebes annimmt. Um diesen Ausschank, der 
in der Regel in Räumen erfolgt, die Wohn- 
zwecken oder sonstigen nichtgewerblichen 
Zwecken zu dienen bestimmt sind, durch die 
Neufassung des § 16 a Abs. 1 Nr. 1 nicht zu 
behindern, ist eine Ausnahme von dem Ver- 
bot des § 16 a Abs. 1 Nr. 1 erforderlich. 
Eine entsprechende Ausnahme muß auch für 
die Abgabe von geistigen Getränken im Falle 
des § 23 Abs. 1 vorgesehen werden, da die 
Vereinsräume in der Regel nicht gewerblichen 
Zwecken dienen und die Vorschriften des 
Gaststättengesetzes in diesem Falle auch auf 
den nichtgewerbsmäßigen Betrieb Anwen- 
dung finden. 

Zu § 16 a Abs. 3 

Auch in den in § 16 a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
bezelchneten Fällen kann die Abgabe oder 
der Ausschank von geistigen Getränken oder 
Branntwein unter bestimmten Voraussetzun- 
gen unbedenklich sein. Ob diese Vorausset- 
zungen jedoch vorliegen, muß vor Beginn 
des Gewerbebetriebes geprüft werden. Des- 
halb wird in § 16 a Abs. 3 die Möglichkeit 
vorgesehen, Ausnahmen von den Verboten 
des § 16 a Abs. 1 durch die für die Erteilung 
der Erlaubnis zuständige Behörde zuzulassen. 
Der Einzelhandel mit Bier oder Wein kann 
als unbedenklich angesehen werden, wenn die 
Abgabe in Kellerräumen erfolgt, deren Be- 
schaffenheit und Lage den hygienischen An- 
forderungen genügen, und wenn Bedenken 
gegen die Zuverlässigkeit des Gewerbetrei- 
benden nicht bestehen. 

Für besondere Veranstaltungen von kurzer 
Dauer, z. B. Volksfeste, Kirchweihfeste, wird 
durch § 16 a Abs. 3 die Möglichkeit geschaf- 
fen, Ausnahmen von dem Verbot des § 16 a 
Abs. 1 Nr. 1 zuzulassen. 

Turn- und Sportanlagen dienen großen Be- 
völkerungskreisen als Stätten der Entspan- 
nung und Erholung. Vielfach handelt es sich 
dabei um Besucher, die die Anlagen nur als 
Zuschauer aufsuchen. Außerdem dienen die 
in Verbindung mit den Anlagen errichteten 
Klub- und Vereinshäuser geselligen Veran- 
staltungen der Vereine. Deshalb kann ein 
absolutes Verbot für die Abgabe von Brannt- 
wein und überwiegend branntweinhaltigen 
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Genußmitteln unter dem Gesichtspunkt der 
Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs nicht 
gerechtfertigt werden. Es muß vielmehr der 
Beurteilung der Erlaubnisbehörde überlassen 
werden, ob im Einzelfall eine Ausnahme von 
dem Verbot zugelassen werden kann, ohne 
die Erreichung der durch das Gaststättenge- 
setz erstrebten Ziele In Frage zu stellen. Eine 
gesetzliche Klarstellung In dieser Hinsicht 
war insbesondere auch mit Rücksicht auf die 
unterschiedliche Verwaltungspraxis und die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 15. April 1954 — BVerwG I C 93.53 — 
notwendig, da nach Auffassung des Gerichts 
auch ein an die Spielfelder angrenzendes 
Klubhaus eines Sportvereins als auf den 
Sportanlagen gelegen anzusehen ist und folg- 
lich der Vorsdirift des § 16 a Abs. 1 Nr. 3 
unterliegen würde. 

§ 16 a Abs. 3 Satz 2 sieht die Möglldikeit der 
Rücknahme der Ausnahmebewilligung nach 
§ 16 a Abs. 3 Satz 1 vor, falls die Voraus- 
setzungen bei Erteilung der Ausnahmebewil- 
ligung nicht Vorgelegen haben oder später 
weggefallen sind. 

Zu Art. I Nr. 15 

Die Änderung des § 17 Abs. 2 entspricht 
einer Anregung der Länder, die bindende 
Verpflichtung der obersten Landesbehör- 
den zum Erlaß entsprechender Vorschriften 
aus Zweckmäßigkeitsgründen durch eine ein- 
fache Ermächtigung für die Landesregierung 
zu ersetzen. 

Zu Art. I Nr. 16 

Bei der Änderung des § 18 handelt es sich 
lediglich um die Aufhebung von Vorschrif- 
ten, die bereits durch Art. II des Gesetzes zur 
Änderung der Titel I bis IV, VII und X der 
Gewerbeordnung vom 29. September 1953 
(BGBl. I S. 1449) oder die Verwaltungsge- 
richtsgesetze gegenstandslos geworden sind. 

Zu Art. I Nr. 17 

Der Wegfall der Bedürfnisprüfung hat zur 
Folge, daß auch das in § 19 Abs. 2 Satz 2 
enthaltene Recht zur Einlegung von Rechts- 
mitteln gegenstandslos geworden ist. Die Neu- 
fassung des § 19 begründet idaher nur eine 
Verpflichtung zur Anhörung der örtlich zu- 
ständigen Polizeibehörde, der Gemeindebe- 
hörde und der Gewerbeaufsichtsbehörde, 
örtlich zuständige Polizeibehörden Im Sinne 
dieser Vorschrift sind auch die als Ordnungs- 


behörden bezeichneten Behörden. In der 
Regel sollen darüber hinaus vor der Ertei- 
lung der Erlaubnis auch die beteiligten wirt- 
schaftlichen Vereinigungen gehört werden. 
Aus der Fassung des § 19 Satz 2 folgt, daß 
die Anhörung dieser Vereinigung bei Vor- 
liegen besonderer Verhältnisse unterbleiben 
kann. Wirtschaftliche Vereinigungen Im 
Sinne dieser Vorschrift sind die Vereinigun- 
gen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer im 
Gast- und Schankwirtschaftsgewerbe und Im 
Einzelhandel, soweit sie im Einzelfall betei- 
ligt sind. 

Zu Art. I Nr. 18 

Die Aufhebung der §§ 20 und 21 ist durch 
den Wegfall der Bedürfnisprüfung bedingt. 

Zu Art. I Nr. 19 

Die Änderung des § 22 Abs. 1 Satz 2 Ist mit 
Rücksicht auf die Neufassung der §§ 1 Abs. 2 
und 13 Abs. 1 erforderlich. 

§ 22 Abs. 2 Satz 5 ist durch die Neurege- 
lung der Verwaltungsgerichtsbarkelt gegen- 
standslos geworden und war daher aufzu- 
heben. 

Zu Art, I Nr. 20 

Es handelt sich bei der Änderung des § 23 
lediglich um Berichtigungen, die durch die 
Änderung des § 1 Abs. 1 bedingt sind. 

Zu Art. I Nr. 21 

Die Änderungen in § 24 Abs. 1 dienen der 
Anpassung dieser Vorschrift an die Neufas- 
sung der §§ 1 und 2. 

§ 24 Abs. 3 wird Im Hinblick auf Art. 14 
Abs. 3 GG gestrichen. 

Zu Art. I Nr. 22 

Die Änderung ist zur Anpassung an die ver- 
änderten staatsrechtlichen Verhältnisse er- 
forderlich. 

Zu Art. I Nr. 23 

Durch die Einbeziehung des Einzelhandels 
mit Bier in die erweiterte Vorschrift des § 13 
sowie In die Verbotsvorschriften der §§ 16 
und 16 a erübrigt sich eine anderweitige lan- 
desrechtliche Regelung für den Einzelhandel 
mit Bier. 
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Zu Art. I Nr. 24 

In § 27 Abs. 1 sind die Änderungen der Nr. 1 
und die Aufhebung der bisherigen Nr. 5 und 
6 durch die Auflösung der Wehrmacht und 
der übrigen in diesen Vorschriften bezeichne- 
ten Organisationen bedingt. Ferner ist die 
Vorschrift des § 27 Abs. 1 Nr. 3 der durch 
das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 
1951 (BGBl. I S. 955) geschaffenen Lage an- 
zupassen. Dabei wird der überholte Begriff 
„Fahrpersonalkücäie“ durch den gebräuch- 
lichen Begriff „Betriebsküche" ersetzt. 

Die Änderungen in § 27 Abs. 1 Nr. 3 und 
Abs. 2 berücksichtigen die veränderten staats- 
reditlichen Verhältnisse. 

Zu Art. I Nr. 25 

Die Änderung in § 28 Abs. 1 Satz 1 ist durch 
die veränderten staatsrechtlichen Verhältnisse 
bedingt, denn § 28 gilt für den Bereich, der 
bei Inkrafttreten des Gaststättengesetzes zum 
Land Bayern gehörte. 

Da in der Verwaltungspraxis die bisherige 
Fassung des § 28 Abs. 1 Satz 3 nicht aus- 
reichte, um im Verhältnis zu der Regelung 
des Betriebes der Straußwirtschaften (vgl. 
§10) übereinstimmende Vorschriften zu er- 
reichen, wurde zur Vermeidung von Zweifeln 
hervorgehoben, daß auch die Regelung der 
Dauer des Ausschanks unter die Aufstellung 
allgemeiner Voraussetzungen für den Aus- 
schank fällt. 

Die Vorschrift des § 28 Abs. 2, 2. Halbsatz, 
ist durch Zeitablauf gegenstandslos geworden 
und kann daher gestrichen werden. 

Zu Art. I Nr, 26 

Das Gaststättengesetz trifft keine Unterschei- 
dung zwischen kriminellem Unrecht und Ver- 
waltungsunrecht. Die Verletzung von Rechts- 
normen wird im Gaststättengesetz bisher ge- 
nerell als kriminelles Unrecht gewertet. Diese 
Wertung entspricht nicht den modernen straf- 
rechtlichen Grundsätzen, wie sie insbesondere 
durch das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
vom 25. März 1952 (BGBl. I S. 177) zum 
Ausdruck gekommen sind. Bei der Neufas- 
sung der Straf Vorschriften ist eine Trennung 
zwischen kriminellen Unrechtstatbeständen 
und solchen Tatbeständen vorzunehmen, die 
lediglich Verwaltungsunrecht darstellen. Die 
Überprüfung der bisherigen §§ 29 und 30 
des Gaststättengesetzes zeigt, daß nur bei den 
Tatbeständen des § 30 Abs. 1 Nr. 1 und 3 
und bei den Verstößen gegen § 16 Abs. 1 


Nr. 3 kriminelles Unrecht vorliegt. Die übri- 
gen Tatbestände behandeln Verstöße gegen 
Ordnungsvorschriften. Sie sind deshalb als 
Ordnungswidrigkeiten zu behandeln. 

Zu § 29 Abs. 1 Nr. 1 

Diese Vorschrift des Entwurfs entspricht im 
wesentlichen der bisherigen Vorschrift des 
§ 29 Nr. 1 und wurde lediglich durch das 
Zitat des § 8 Abs. 1 Satz 3 ergänzt, da die 
Nichterfüllung der nach § 8 Abs. 1 Satz 3 
erteilten Auflagen bisher nicht geahndet wer- 
den konnte. Die Möglichkeit, die Gestattung 
nach § 8 Abs. 1 bei Nichterfüllung der Auf- 
lagen zu widerrufen, kann mit Rücksicht auf 
die kurze Dauer der Veranstaltungen nicht 
als geeignete und ausreichende Maßnahme in 
Betracht kommen, denn ein Widerruf würde 
in der Regel erst nach Beendigung der beson- 
deren Veranstaltung wirksam werden können. 
Wenn aber die Erteilung von Auflagen als 
notwendig erachtet wird, muß auch deren Er- 
füllung In geeigneter Weise sichergestellt wer- 
den. 

Zu § 29 Abs. 1 Nr. 2 

Dieser Tatbestand war bisher in § 30 Abs. 1 

Nr. 2 geregelt. 

Zu § 29 Abs. 1 Nr. 3 bis 6, 8 und 10 bis 12 
Diese Vorschriften entsprechen der bisherigen 
Regelung in § 29 Nr. 2 bis 5, 7 und 9 bis 11. 

Zu § 29 Abs. 1 Nr. 7 
§ 29 Abs. 1 Nr. 7 entspricht dem bisherigen 
§ 29 Nr. 6, verzichtet jedoch darauf, auch 
die Nichtbeachtung der für einen öffentlichen 
Vergnügungsort festgesetzten Polizeistunde 
zur Ordnungswidrigkeit zu erklären. Der Er- 
laß von Vorschriften über die Polizeistunde 
für öffentliche Vergnügungsorte steht In kei- 
nem unmittelbaren Zusammenhang mit dem 
Betrieb einer Gast- und Schankwirtschaft, 
sondern ist materiell als Gegenstand des Poli- 
zeirechts zu betrachten. Daher gehört der Er- 
laß von entsprechenden Vorschriften zur Zu- 
ständigkeit der Länder, die einer besonderen 
bundesrechtlichen Ermächtigung nicht bedür- 
fen. Die Länder sind gleichzeitig in der Lage, 
Vorschriften über die Ahndung von Verstö- 
ßen gegen die Polizeistundenregelung zu er- 
lassen, die aus rechtssystematischen Gründen 
auch in diese Vorschriften gehören. Die Fort- 
geltung der bestehenden landesrechtlichen 
Vorschriften wird durch die Änderung des 
§ 29 nicht berührt. 
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Entsprechendes gilt für § 29 Abs. 1 Nr. 8 
(§ 29 Nr. 7 der bisherigen Fassung). 

Zu § 29 Abs. 1 Nr. 9 
Die bisherige Fassung des § 29 Nr. 8 wird 
unter Berücksichtigung der in diesem Gesetz- 
entwurf vorgesehenen Änderungen und Er- 
gänzungen des Gaststättengesetzes übernom- 
men. Die Begründung zu der erforderlichen 
Erweiterung des bisherigen § 29 Nr. 8 ergibt 
sich aus der Notwendigkeit, die Beachtung 
der gesetzlichen Vorschriften in geeigneter 
Weise sicherzustellen. 

In der bisherigen Fassung des § 29 Nr. 8 wur- 
den auch die Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorschriften des § 16 als Übertretungen be- 
handelt. Dazu gehörten auch die Vorschrif- 
ten zum Schutz der Jugend in § 16 Abs. 1 
Nr. 1 und 2. Da diese Vorschriften bei der Neu- 
fassung des § 16 weggefallen sind, sind inso- 
weit auch keine Strafsanktionen mehr im 
Gaststättengesetz vorzusehen. Die einschlägi- 
gen Strafvorschriften sind nunmehr ausschließ- 
lich In dem Gesetz zum Schutze der Jugend 
In der Öffentlichkeit enthalten (vgl. Begrün- 
dung zu Art. I Nr. 13). Aus diesem Grunde 
ist auch die Vorschrift des bisherigen § 30 
Abs. 2 nicht zu übernehmen. 

Die Bewertung der Verbotstatbestände der 
§§16 und 16 a ergibt, daß bei Verstößen ge- 
gen § 16 Abs. 1 Nr. 3 der kriminelle Un- 
rechtsgehalt überwiegt. Verstöße gegen diese 
Vorschrift sind daher als Vergehen einzustu- 
fen. 

Verstöße gegen die Vorschriften des § 16 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 haben dagegen keinen 
kriminellen Unrechtsgehalt. Liegt in einem 
Verstoß gegen die Vorschriften des § 16 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 zugleich die unbefugte 
Ausübung eines unter die Vorschriften des 
Gaststättengesetzes fallenden Gewerbes, so 
begeht der Täter In Tateinheit ein Vergehen 
nach § 30. Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten findet dann 
nur die Straf Vorschrift des § 30 Anwendung. 
Entsprechendes gilt für Verstöße gegen die 
Vorschriften des § 16 a Abs. 1. 

Die Verstöße gegen § 16 Abs. 1 Nr. 5 bis 8 
sind lediglich Verwaltungsunrecht. 

Zu § 29 Abs. 2 

Die zu ahndenden Fälle der fahrlässigen Zu- 
widerhandlungen werden auf die in § 29 
Abs. 2 bezeichneten Tatbestände beschränkt,' 
da in den anderen Fällen des Abs. 1 eine 


fahrlässige Tatbegehung nicht in Betracht 
kommt oder der fahrlässige Verstoß keine 
Ahndung verdient. 

Zu § 29 Abs. 3 

Da die in § 6 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten vorgesehene Höchstgrenze der 
Geldbuße von 1000 Deutsche Mark zu niedrig 
ist, um in allen Fällen die Befolgung der Vor- 
schriften und Auflagen sicherzustellen, ist die 
Heraufsetzung des Höchstbetrages auf 
5000 Deutsche Mark erforderlich. 

Zu § 30 Abs. 1 

Die Begründung der Wertung der in § 30 
Abs. 1 behandelten Tatbestände ergibt sich 
aus den einleitenden Ausführungen zu Art. I 
Nr. 26 und den Ausführungen zu § 29 Abs. 1 
Nr. 9. § 30 Abs. 1 Nr. 1 hnüpft an die alte 
Fassung dieser Vorschrift an und wird durch 
den Tatbestand des § 16 Abs. 1 Nr. 3 er- 
weitert. „Unbefugt" im Sinne des § 30 Abs. 1 
Nr. 1 ist die Ausübung eines Betriebes ohne 
Erlaubnis, Zwischenerlaubnis oder vorüber- 
gehende Gestattung (§ 8) oder unter Über- 
schreitung der erteilten Erlaubnis, und zwar 
sowohl die Ausübung eines erlaubnisfähigen 
als auch eines nach § 16 Abs. 1 verbotenen 
Betriebes. Die Vorschrift des § 30 Abs. 1 
Nr. 2 entspricht der bisherigen Regelung in 
§ 30 Abs. 1 Nr. 3, ist aber den Änderungen 
In §§ 1, 9 und 13 angepaßt worden. 

Zu § 30 Abs. 2 

Die Strafdrohung für die fahrlässige Be- 
gehung der in § 30 Abs. 1 bezeichneten Hand- 
lungen wird von 150 auf 300 Deutsche Mark 
erhöht. Dadurch wird auch die fahrlässige 
Tatbegehung in diesen Fällen ein Vergehen. 

Zu Art. I Nr. 28 

Mit Rücksicht auf die durch das Grundgesetz 
geschaffene verfassungsrechtliche Lage sind 
die Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
vorschriften dem Erfordernis des Art. 80 GG 
anzupassen. 

Deshalb konnte die bisherige Ermächtigung 
des § 35 a nicht übernommen werden. Soweit 
Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen notwendig sind, werden sie je- 
weils im Zusammenhang mit der sachlichen 
Regelung behandelt. Die Neufassung des 
§ 35 a sieht daher lediglich eine Ermächtigung 
für die Landesregierung oder die von ihr be- 
stimmte Behörde vor. Die bisher geltenden 
Bestimmungen über die Beschaffenheit, Ein- 
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teilung und Anordnung der Räume sind zu 
einem erheblichen Teil veraltet; der Erlaß 
neuer Vorschriften, die eine Anpassung an 
die jeweiligen Verhältnisse der einzelnen 
Länder und die neuzeitlichen Bedürfnisse er- 
möglichen, erscheint erforderlich. 

Zu Art, II 

In einigen Ländern der Bundesrepublik konn- 
ten nach 1945 auf Grund von Maßnahmen 
der Besatzungsbehöriden Gast- oder Schank- 
wirtschaften oder der Kleinhandel mit 
Branntwein teilweise ohne Erlaubnis be- 
trieben werden. Ferner sind vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Gewerbebetriebe ent- 
standen, die von der Neuregelung in § 16 a 
betroffen werden. Diesen Gewerbetreibenden 
wird durch Art, II gestattet, ihren Betrieb 
im Rahmen der bisherigen Betriebsart und 
in den bisherigen Räumen ohne die nach 
diesem Gesetz nunmehr erforderliche Erlaub- 
nis oder Ausnahmebewilligung fortzuführen. 
Entscheidend ist dabei jedoch, daß die Ge- 
werbetreibenden diese Tätigkeit bei Inkraft- 
treten des Gesetzes befugt ausgeübt haben. 
Da die Übergangsvorschrift des Art. II 
Satz 1 nach ihrem Sinn und Wortlaut nur 
einen Verzicht auf die nachträgliche Erwir- 
kung einer Erlaubnis oder einer Ausnahme- 
bewilligung in gewissen Fällen ausspricht, 
wird die Anwendbarkeit der übrigen Vor- 
schriften dieses Gesetzes, insbesondere der 
§§ 16 und 16 a Abs. 1, soweit eine Aus- 
nahmebewilligung nicht In Betracht kommt, 
nicht berührt. 

Soweit Gast- und Schankwirtschaften und der 
Einzelhandel mit Branntwein bisher ohne 
Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung be- 
trieben werden durften, würden die §§ 12, 
13 und 16 a Abs. 3 Satz 2 nicht anwendbar 
sein, wenn aus Irgendwelchen Gründen die 
Untersagung des Gewerbebetriebes notwen- 
dig werden sollte. 

§ 12 sieht nur die Zurücknahme der Erlaub- 
nis vor. Eine Erlaubnis Ist aber in den in 
Art. II geregelten Fällen nicht erteilt. Ent- 
sprechendes gilt für die Ausnahmebewilligung 
nach § 16 a Abs. 3. § 13 sieht eine Unter- 
sagung des Einzelhandels nur in Fällen vor, 
in denen nach der Neufassung des Gast- 
stättengesetzes eine Erlaubnis nicht erforder- 
lich ist, erfaßt also nicht diejenigen Fälle, in 
denen nach der Neufassung des Gaststätten- 
gesetzes eine Erlaubnis erforderlich wäre. 
Deshalb muß — wie In Satz 2 vorgesehen — 


ausdrücklich die Möglichkeit der Gewerbe- 
untersagung geschaffen werden, um eine 
wesentlich unterschiedliche Behandlung der 
Gewerbetreibenden zu vermeiden und unzu- 
verlässige Personen auch In diesen Fällen von 
der Fortführung des Betriebes ausschließen zu 
können. Eine Untersagung der Fortführung 
des Betriebes ist nur zulässig, wenn die Vor- 
aussetzungen dafür im Zeitpunkt der Unter- 
sagung vorliegen. 

Zu Art. III 

Mit Rücksicht auf die gemäß Art. IV vor- 
gesehene Bekanntmachung der künftig gel- 
tenden Fassung des Gaststättengesetzes ist im 
Flinblick auf die durch das Grundgesetz ge- 
schaffene Lage darauf hinzuweisen, daß an 
die Stelle der obersten Landesbehörde die 
Landesregierung tritt. 

Zu Art. IV 

Im Flinblick auf die zahlreichen Änderungen 
erscheint es angebracht, dem Änderungsgesetz 
als Anlage die künftig geltende Fassung des 
Gesetzes beizufügen. 

Zu Art. V 

Durch die Änderung des § 1 und anderer 
Vorschriften des Gaststättengesetzes ist die 
Verordnung des Reichswlrtschaftsmlnlsters 
vom 21. Juni 1930 zur Ausführung des Gast- 
stättengesetzes im wesentlichen gegenstands- 
los geworden und kann daher aufgehoben 
werden. 

Das bayerische Gesetz über den Kleinhandel 
mit Bier vom 27. August 1931 und die Voll- 
zugsverordnung vom 12. September 1931 
sind aufzuheben, da auf Grund der Ein- 
beziehung des Einzelhandels mit Bier in die 
Vorschriften der §§ 13, 16 und 16 a auf eine 
landesrechtliche Regelung verzichtet werden 
kann. 

Die Aufhebung der Verordnungen über 
Speisewirtschaften in den Ländern Fiamburg 
und Niedersachsen dient der Wiederherstel- 
lung der Rechtseinheit. 

Bei der Aufhebung der unter Nr. 6 bis 12 
bezeichneten Verordnungen handelt es sich 
jum Durchführungsvorschriften zu §il7 Abs. 2 
des Gaststättengesetzes, die bereits teilweise 
überholt sind. Die Aufhebung entspricht 
einer Anregung der Länder. 
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Da § 7 Abs. 2 und § 8 Satz 2 des Gesetzes 
zum Schutze des Einzelhandels nicht mehr an- 
wendbar sind, ist die Aufhebung dieser Vor- 
schriften geboten. 

Zu Art. VI 

Nachdem durch den Direktor der Militär- 
regierung für Bremen am 20. Dezember 1948 
die allgemeine Gewerbefreiheit verkündet 
worden war, erging in Bremen das Über- 
gangsgesetz zur Regelung der Gewerbefreiheit 
vom 24. Januar 1949 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 13). Durch dieses Ge- 
setz wurde der Senat ermächtigt, bis zum 
Erlaß einheitlicher Gesetze für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet oder einen größeren Raum 
im Verordniungswege die erforderlichen Maß- 
nahmen zur Regelung der Gewerbefreiheit 
zu treffen und dabei auch von bestehenden 
reichsrechtlichen Vorschriften abzuweichen. 
Durch die Zweite Durchführungsverordnung 
vom 14. Februar 1949 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 31) und die Siebente 
Durchführungsverordnung vom 11. Novem- 
ber 1949 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen, S. 238) sind eine Reihe von gewerbe- 
rechtlichen Zulassungsvorschriften aufgehoben 
worden, darunter auch Vorschriften des Gast- 
stättengesetzes, soweit diese Vorschriften der 
Zweiten und Siebenten Durchführungsver- 
ordnung zum Bremischen Übergangsgesetz 
zur Regelung der Gewerbefreiheit entgegen- 


stehen. Hieraus haben sich Mißstände er- 
geben. Daher ist die Wiederinkraftsetzung 
des Gaststättengesetzes In der jetzt vorliegen- 
den Fassung im Lande Bremen sowohl aus 
sachlichen Gründen als auch Im Interesse der 
Rechtseinheit geboten. Gleichzeitig ist die 
Aufhefbung der in Art. VI Abs. 2 bezeichneten 
Verordnungen erforderlich, um die Bestim- 
mungen außer Kraft zu setzen, die nach Auf- 
hebung des Gaststättengesetzes an dessen 
Stelle in Bremen erlassen worden waren. 

Dem Bundestag liegt bereits der Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Aufhebung von Durchführungsverordnungen 
zum Bremischen Übergangsgesetz zur Rege- 
lung der Gewerbefreiheit vor (Bundestags- 
drucksache 828), das u. a. auch die Wie- 
derinkraftsetzung des Gaststättengesetzes im 
Lande Bremen zum Gegenstand hat. So- 
lange diese Gesetzesvorlage nicht verabschie- 
det ist, muß dieser Entwurf von der gegen- 
wärtigen Rechtslage ausgehen. 

Zu Art. Vn 

Da sowohl das Gaststättengesetz In der nun- 
mehr geltenden Fassung als auch das Ände- 
rungsgesetz sowie die Durchführungsverord- 
nungen im Land Berlin gelten sollen, ist es 
erforderlich, eine Berlin-Klausel sowohl in das 
neuzufassende Gaststättengesetz als auch In 
dieses Änderungsgesetz zu übernehmen. 



Anlage zu dem Entwurf eines Gesetzes 
über die sediste Änderung des Gast- 
stättengesetzes 


Gaststättengesetz 


L Erlaubnis zum Gewerbebetriebe 


§ 1 

(1) Wer Gastwirtschaft, Schankwirtschaft 
oder Einzelhandel mit Branntwein betreiben 
will, bedarf dazu der Erlaubnis. Die Erlaub- 
nis kann auch juristischen Personen sowie 
niditrechtsfähigen Vereinen erteilt werden. 

(2) Eine Erlaubnis ist nicht erforderlich für 
den Einzelhandel mit Branntwein 

1. in fest verschlossenen, mit der Firma des 
Herstellers oder Händlers versehenen Fla- 
schen oder anderen Behältnissen in Laden- 
geschäften, 

2. durch Versandhandel. 

§ 2 

(1) Die Erlaubnis ist nur zu versagen, 

1. wenn Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, daß der Antragsteller die für den 
Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässig- 
keit nicht besitzt, insbesondere dem 
Trünke ergeben ist oder das Gewerbe zur 
Förderung des Alkoholmißbrauchs, des 
Glücksspiels, der Hehlerei, unlauterer Han- 
delsgeschäfte oder der Unsittlidikeit oder 
zur Ausbeutung Unerfahrener, Leidit- 
sinniger oder Willenssdiwacher, zur sitt- 
lichen oder gesundheitlidien Schädigung 
Jugendlicher oder zum Vertrieb gesund- 
heitsschädlidier, verfälsditer oder verdor- 
bener Nahrungs- oder Genußmittel miß- 
brauchen wird, 

2. wenn Tatsachen die Annahme reditferti- 
gen, daß der Antragsteller die Vor- 
schriften über die Beschäftigung von 
Arbeitern und Angestellten nidit ein- 
halten wird, insbesondere wenn der An- 
tragsteller wegen Verstoßes gegen diese 
Vorschriften erheblich vorbestraft ist, 


3. wenn die zum Betrieb des Gewerbes oder 
die zum Aufenthalt der Arbeiter und 
Angestellten des Betriebes bestimmten 
Räume wegen ihrer Besdiaffenheit, ihrer 
räumlichen Einteilung oder Anordnung 
den polizeilichen oder den auf Grund 
des § 34 vorgeschriebenen Anforderungen 
nicht genügen, 

4. wenn die Errichtung des in Aussicht ge- 
nommenen Betriebes eine Gefährdung der 
öffentlidien Sicherheit oder Ordnung be- 
fürchten läßt oder wenn sie im Hinblick 
auf die örtliche Lage des Betriebes oder 
auf die Verwendung der Räume dem 
öffentlichen Interesse widerspridit, 

5. wenn die zum Betrieb bestimmten Räume 
in der in Nr. 1 genannten Art mißbraudit 
worden sind, sofern nidit anzunehmen 
ist, daß der Betrieb ordnungsmäßig ge- 
führt werden wird. 

(2) Bei juristisdien Personen oder bei nicht- 
rechtsfähigen Vereinen ist die Erlaubnis zu 
versagen, wenn die nadi Gesetz oder Satzung 
zur Vertretung berufenen Personen nidit die 
Voraussetzungen für die Erteilung einer Er- 
laubnis erfüllen. 

§3 

(1) Die Erlaubnis ist bei Gast- und bei 
Sdiankwirtschaften für eine bestimmte Be- 
triebsart, für bestimmte Arten von Geträn- 
ken und für bestimmte Räume zu erteilen. 
In der Erlaubnis zum Betrieb einer Gastwirt- 
schaft oder zumAussdiank geistiger Getränke 
ist die Erlaubnis zum Ausschank nichtgeisti- 
ger Getränke enthalten. Ist in einem Betrieb 
der Aussdiank geistiger Getränke gestattet, 
so hat der Betriebsinhaber auch nichtgeistige 
Getränke bereitzuhalten. 

(2) Die Erlaubnis zum Einzelhandel mit 
Branntwein ist für bestimmte Räume zu er- 
teilen. 
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(3) Die Erlaubnis zum Ausschank von 
Branntwein schließt die Erlaubnis zum Eln- 
zeUiandel mit Branntwein ein. 

(4) Die Erlaubnis darf weder auf Zeit noch 
auf Widerruf erteilt werden, soweit nicht 
dieses Gesetz ein anderes zuläßt. 

§ 4 

(1) Bei der Erteilung der Erlaubnis kann 
eine Frist bis zur Dauer eines Jahres bestimmt 
werden, innerhalb deren der Betrieb begon- 
nen sein muß, widrigenfalls die Erlaubnis er- 
lischt. Ist eine Frist nicht bestimmt, so er- 
lischt die Erlaubnis, wenn der Inhaber den 
Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Er- 
teilung der Erlaubnis beginnt. Die Fristen 
können verlängert werden, wenn ein wich- 
tiger Grund vorliegt. 

(2) Die Erlaubnis erlischt ferner, wenn der 
Inhaber seinen Betrieb seit einem Jahre nicht 
mehr ausgeübt hat, ohne daß ihm darüber 
hinaus eine Frist gewährt worden ist, inner- 
halb deren der Betrieb wieder aufgenommen 
werden muß. Diese Frist beträgt höchstens ein 
Jahr, sie kann verlängert werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

(3) Der Inhaber einer Erlaubnis hat binnen 
einer Woche der zuständigen Behörde schrift- 
lich anzuzeigen, daß er seinen Betrieb begon- 
nen hat oder nicht mehr ausübt. 

_ _ § 5 

(1) Die einer juristischen Person oder einem 
nicht rechtsfähigen Verein erteilte Erlaubnis 
erlischt mit dem Ablauf von dreißig Jahren 
nach der Erteilung. Erlaubnisse, die vor dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes juri- 
stischen Personen O'der nichtrechtsfähigen 
Vereinen erteilt worden sind, erlöschen mit 
dem Ablauf von dreißig Jahren nach diesem 
Tage. 

(2) Ist die Erlaubnis in einem dieser Fälle 
erloschen, so kann die zuständige Behörde 
die Fortsetzung de^ Gewerbes bis zur Ertei- 
lung einer neuen Erlaubnis auf Widerruf zu- 
lassen. § 7 Abs. 1 Satz 2 findet Anwendung. 

§6 

(1) Die Ausübung der in § 1 Abs. 1 bezeich- 
neten Gewerbe durch einen Stellvertreter ist 
nur mit besonderer Erlaubnis (Stellvertre- 
tungserlaubnis) der für die Erteilung der Er- 
laubnis zum Gewerbebetriebe zuständigen Be- 
hörde gestattet. 

(2) Die Erlaubnis wird für einen bestimm- 
ten Stellvertreter erteilt. Die Vorschriften des 


§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und des § 4 gelten 
entsprechend. 

(3) Die Stellvertretungserlaubnis ist natür- 
lichen Personen zu erteilen, wenn 

1 . nach Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe 
des Gewerbes Umstände eingetreten sind, 
die den Inhaber hindern, das Gewerbe per- 
sönlich auszuüben, insbesondere, wenn er 
in der Verfügung über sein Vermögen be- 
schränkt worden ist, 

2. der Betrieb nach dem Ableben des Inhabers 
für den überlebenden Ehegatten oder für 
die minderjährigen Erben des Inhabers oder 
bis zur Beendigung einer Nachlaß ausein- 
andersetzung fortgeführt werden soll. 

Sie ist zu versagen, wenn diese Vorausset- 
zungen nicht vorliegen. 

(4) Juristische Personen und nichtrechts- 
fähige Vereine bedürfen einer Stellvertre- 
tungserlaubnis gemäß Absatz 1 nur, wenn sie 
den Betrieb durch andere Personen als die An- 
tragsteller (§ 2 Abs. 2) führen. 

§7 

(1) Die zuständige Behörde kann Personen, 
die einen der in § 1 Abs. 1 bezeichneten Be- 
triebe von einem anderen übernehmen, zur 
Ausübung des Gewerbes bis zur Erteilung der 
Erlaubnis auf Widerruf zulassen. Die Zulas- 
sung soll nicht für eine längere Zeit als 
drei Monate erfolgen; diese Frist kann ver- 
längert werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 findet 
auf die vorläufige Zulassung eines Stellver- 
treters entsprechende Anwendung. 

§ 8 

(1) Für besondere Veranstaltungen von 
kurzer Dauer kann der Betrieb einer Gast- 
oder Schankwirtschaft vorübergehend auf 
Widerruf gestattet werden. Dabei sind Inha- 
ber einer Erlaubnis im Sinne des § 1 Abs. 1 
in der Regel vor anderen Antragstellern zu 
berücksichtigen. Dem Betriebsinhaber können 
Auflagen gemacht werden. 

(2) Bei Schul- und Jugendfesten ist der 
Ausschank von geistigen Getränken nicht zu 
gestatten. Bei Turn- und Sportfesten, an denen 
Jugendliche beteiligt sind, darf der Ausschank 
von Branntwein nicht für die Zeit vor 20 Uhr 
gestattet werden. Sind Jugendliche an den 
Turn- und Sportfesten überwiegend beteiligt, 
findet Satz 1 Anwendung. 

(3) Die Landesregierung kann durch Rechts- 
verordnung die näheren Anordnungen treffen. 
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§ 9 

(1) Wer zum Verkauf von nicht abgefüllter 
Milch berechtigt ist, bedarf zum Ausschank 
von Milch, Sahne, Sauermilch, Joghurt, Kefir, 
entrahmter Milch, Buttermilch und sterilisier- 
ter Milch keiner Erlaubnis, 

(2) Der Erlaubnis bedarf ferner nicht der 
Ausschank von Milch und den in Absatz 1 
genannten Milcherzeugnissen bei außerge- 
wöhnlichen Gelegenheiten. 

§ 10 

(1) Die Landesregierung oder die von ihr 
beauftragte Behörde kann durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß der Ausschank selbst- 
erzeugten Weines oder Apfelweines für die 
Dauer von höchstens vier Monaten und, wo 
dies bisher nach Landesrecht zurässig war, von 
höchstens sechs Monaten, und zwar zusam- 
menhängend oder in zwei Zeitabschnitten im 
Jahre keiner Erlaubnis bedarf. Sie kann hier- 
bei allgemeine Voraussetzungen für den Aus- 
schank auf stellen und die Art der Betriebs- 
führung regeln, 

(2) Personen, die nach Maßgabe des Absat- 
zes 1 selbsterzeugten Wein oder Apfelwein 
ausschenken wollen, haben der Ortspolizei- 
behörde die Menge des selbsterzeugten und 
zum Ausschank bestimmten Weines oder 
Apfelweines sowie den Zeitraum, während 
dessen der Ausschank erfolgen soll, anzumel- 
den. 

§ 11 

Dem Inhaber einer Gast- oder Schankwirt- 
schaft können von der für die Erlaubnisertei- 
lung zuständigen Behörde bei Erteilung oder 
auf Antrag der Polizeibehörde nach Erteilung 
der Erlaubnis Auflagen gemacht werden 

a) zum Schutze der Gäste, Angestellten und 
Arbeiter gegen Gefahren für Leben, Ge- 
sundheit oder Sittlichkeit, 

b) zum Schutze der Bewohner des Grund- 
stücks und der Nachbargrundstücke sowie 
der Bevölkerung gegen erhebliche Nach- 
teile oder Belästigungen. 


II. Verlust der Gewerbebefugnis 
§ 12 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb eines der in 
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Gewerbe oder zur 
Ausübung des Gewerbes durch einen Stellver- 
treter muß von der für die Erlaubniserteilung 


zuständigen Behörde zurückgenommen wer- 
den, wenn sie der Betriebsinhaber vorsätzlich 
durch unrichtige Angaben erwirkt hat. 

(2) Die Erlaubnis kann zurückgenommen 
werden, 

1 . wenn der für die Zurücknahme zuständigen 
Behörde Tatsachen bekanntwerden, welche 
die Versagung der Erlaubnis nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2 rechtfertigen würden, 

2. wenn sie der Betriebsinhaber durch Anga- 
ben erwirkt hat, deren Unrichtigkeit er bei 
Anwendung der erforderlichen Sorgfalt 
hätte kennen müssen, 

3. wenn die Betriebsart, für welche die Erlaub- 
nis erteilt worden ist, unbefugt geändert 
wird, oder wenn andere als die zugelasse- 
nen Getränke ausgeschenkt oder andere als 
die zugelassenen Räume zum Betriebe ver- 
wendet werden, 

4. wenn der Betriebsinhaber seinen Betrieb 
ohne Erlaubnis durch einen Stellvertreter 
führen läßt, 

5. wenn der Betriebsinhaber oder sein Stell- 
vertreter die gemäß § 11 gemachten Auf- 
lagen nicht vollzieht, 

6. wenn der Betriebsinhaber oder sein Stell- 
vertreter in dem Betriebe Personen beschäf- 
tigt, von denen er weiß oder den Umstän- 
den nach annehmen muß, daß ihre Beschäf- 
tigung nach § 18 Abs. 1 untersagt ist, 

7. wenn der Betriebsinhaber oder sein Stell- 
vertreter den Vorschriften des § 16 Abs. 1 
Nr. 3 oder 4 oder den Vorschriften des 
Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit vom 4. Dezember 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 936) wiederholt zuwider- 
gehandelt hat. 

§ 13 ^ 

(1) Der Einzelhandel mit geistigen Geträn- 
ken, soweit er einer Erlaubnis nach diesem 
Gesetz nicht bedarf, sowie der Ausschank von 
Milch und Milcherzeugnissen im Falle des 
§ 9 können untersagt werden, 

l.wenn der Gewerbetreibende innerhalb der 
letzten drei Jahre den Betrieb einer Schank- 
wirtschaft oder den Einzelhandel mit 
Branntwein ohne die erforderliche Erlaub- 
nis ausgeübt oder den Vorschriften des § 16 
Abs. 1 Nr. 3 oder 4 oder den Vorschriften 
des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit wiederholt zuwiderge- 
handelt hat. 
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2. wenn bei entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des § 2 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 
eine Erlaubnis nach § 1 versagt werden 
müßte. 

(2) Die zuständige Behörde kann die Wie- 
deraufnahme des Gewerbebetriebes gestatten, 
wenn seit der Untersagung mindestens ein 
Jahr verflossen ist. 


III. Umfang der Gewerbebefugnis 
§14 

(1) Die Landesregierung oder die von ihr 
bestimmte Behörde erläßt zum Schutze der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung und der 
im Betrieb Beschäftigten nadi Anhörung der 
wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer des Gast- und 
Schankwirtschaftsgewerbes durch Rechtsver- 
ordnung Vorschriften über die Festsetzung 
und Handhabung der Polizeistunde in Gast- 
und Schankwirtschaften, Dabei ist anzuord- 
nen, wann die Polizeistunde beginnt und 
wann sie endet, unter welchen Voraussetzun- 
gen sie verlängert oder verkürzt werden darf 
und wie ihre Einhaltung zu überwachen Ist. 

(2) Die äußerste Grenze für die Festsetzung 
der Polizeistunde ist 1 Uhr nachts, sofern 
nicht besondere örtliche Verhältnisse eine 
Ausnahme rechtfertigen. 

§ 15 

Die Landesregierung oder die von ihr be- 
stimmte Behörde kann durdi Rechts Verord- 
nung den Ausschank von Branntwein und den 
Einzelhandel mit Branntwein für bestimmte 
Morgenstunden sowie an höchstens zwei Ta- 
gen in der Woche, insbesondere an Lohn- oder 
Gehaltszahlungstagen, Wahltagen für den 
Bundestag, den Landtag oder die Gemeinde- 
vertretung, ganz oder teilweise verbieten oder 
beschränken. Weltergehende landesrechtliche 
Bestimmungen bleiben unberührt. 

§16 

(1) Verboten ist 

1 . die Abgabe von geistigen Getränken in 
Tankstellen, Kraftfahrzeugreparaturwerk- 
stätten und Omnibussen, 

2. der Einzelhandel mit Branntwein in Trink- 
hallen, Kiosken und Imbißständen, 

3. die Abgabe von geistigen Getränken Im 
Betrieb einer Gast- oder Schank Wirtschaft 
oder im Einzelhandel an Betrunkene, 


4. das Feilhalten von Branntwein oder über- 
wiegend branntweinhaltigen Genußmitteln 
durch Automaten, 

5. die Abgabe von Speisen in Gast- oder 
Schankwirtschaften von der Bestellung von 
Getränken abhängig zu machen oder bei 
der Nichtbestellung von Getränken eine 
Erhöhung der Preise eintreten zu lassen, 

6. die Abgabe von Speisen oder Getränken an 
Angehörige der Polizei in Dienstkleidung 
in Gast- oder Sdiankwirtschaften, deren Be- 
sudi ihnen von den zuständigen Dienststel- 
len nach einer Mitteilung an den Betriebs- 
inhaber oder dessen Stellvertreter untersagt 
ist, 

(2) Die Inhaber von Gaststätten, deren Be- 
such Personen in Dienstkleidung verboten ist 
(Absatz 1 Nummer 6), oder ihre Stellver- 
treter sind verpflichtet, Personen In Dienst- 
kleidung, die die Gaststätte betreten, alsbald 
auf das bestehende Verbot hinzuweisen. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß die Vorschriften 
des Absatzes 1 Nummer 6 und des Ab- 
satzes 2 ganz oder teilweise auch auf die 
Angehörigen anderer Verbände in Dienst- 
kleidung Anwendung finden. 

§ 17 

(1) Verboten ist ferner; 

1. die Abgabe von geistigen Getränken in 
Räumen, die Wohnzwecken oder sonstigen 
nichtgewerblichen Zwecken zu dienen be- 
stimmt sind, 

2. der Ausschank von Branntwein durch Schal- 
ter oder auf andere Weise unmittelbar nach 
der Straße hin zum Genuß an Ort und 
Stelle, 

3. die Abgabe von Branntwein oder überwie- 
gend branntweinhaltigen Genußmitteln auf 
Turn-, Spiel- oder Sportplätzen oder in 
Sporthallen. 

(2) Das Verbot des Absatzes 1 Nummer 1 
findet auf den Ausschank in den Fällen der 
§§ 10 Abs. 1 und 26 Abs. 1 sowie auf die 
Abgalbe von geistigen Getränken Im Falle des 
§ 22 Abs. 1 keine Anwendung. 

(3) Die für die Erteilung der Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1 zuständige Behörde kann im 
Einzelfall Ausnahmen zulassen 

1. von dem Verbot des Absatzes 1 Nummer 1 
für den Einzelhandel mit Bier oder Wein, 
wenn 
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a) die Abgabe in Kellerräumen erfolgt, die 
nadi ihrer Beschaffenheit und Lage den 
in hygienischer Hinsicht zu stellenden 
Anforderungen entsprechen, und 

b) keine Tatsachen vorliegen, aus denen 
sich die Unzuverlässigkeit des Gewer- 
betreibenden in bezug auf den Gewer- 
bebetrieb ergibt; 

2. von dem Verbot des Absatzes 1 Nummer 2, 
wenn es sich um besondere Veranstaltungen 
von kürzerer Dauer handelt (§ 8 Abs. 1 
Satz 1); 

3. von dem Verbot des Absatzes 1 Nummer 3, 
wenn keine gesundheitliche oder sittliche 
Gefährdung Jugendlicher zu befürchten ist. 

Die Ausnahmebewilligung kann zurückgenom- 
men werden, wenn die Voraussetzungen der 
Nummer 1 oder 3 nicht vorliegen. 

§ 18 

(1) Die Beschäftigung einer Person bei der 
Leitung oder Beaufsichtigung eines der in § 1 
Abs. 1 bezeichneten Betriebe kann von der 
zuständigen Behörde untersagt werden, wenn 
die Annahme gerechtfertigt ist, daß die Person 
die erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, 
insbesondere wenn die Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 gegeben sind. Die 
zuständige Behörde kann die Wiederbeschäfti- 
gung gestatten, wenn seit der Untersagung 
mindestens ein Jahr verflossen ist. 

(2) Über die Zulassung, das Verhalten und 
die Art der Entlohnung weiblicher Arbeit- 
nehmer in Gast- oder Schankwirtschaften 
kann die Landesregierung oder die von ihr 
bestimmte Behörde durch Rechtsverordnung 
Vorschriften erlassen. 


rV. Verfahren 
§ 19 

Die Landesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung die zuständigen Behörden und 
regelt das Verfahren. 

§20 

Vor der Erteilung der Erlaubnis und vor 
ihrer Zurücknahme sind die örtlich zuständige 
Polizeibehörde, die Gemeindebehörde und ciie 
Gewerbeaufsichtsbehörde zu hören. Außerdem 
sollen vor der Erteilung der Erlaubnis in der 
Regel die wirtschaftlichen Vereinigungen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer des Gast- und 


Schankwirtschaftsgewerbes oder des Einzel- 
handels gehört werden. 

§21 

(1) Die zuständige Behörde kann die Fort- 
setzung des Betriebs einer Gast- oder Schank- 
wirtschaft und des Einzelhandels mit Brannt- 
wein durch unmittelbaren oder mittelbaren 
Zwang verhindern, wenn der Betrieb ohne 
Erlaubnis begonnen oder die Erlaubnis er- 
loschen, widerrufen oder zurückgenommen ist. 
Dasselbe gilt, wenn der Einzelhandel mit 
geistigen Getränken oder der Ausschank von 
Milch und Milcherzeugnissen (§ 9) untersagt 
worden ist. 

(2) In den Fällen des § 12 kann die zu- 
ständige Behörde den Betrieb vorläufig schlie- 
ßen. Sie hat in diesem Falle unverzüglich bei 
der für die Erlaubniserteilung zuständigen 
Behörde die Zurücknahme der Erlaubnis zu 
beantragen. Wird der Antrag nicht innerhalb 
einer Woche gestellt, so tritt die Schließung 
außer Kraft. Die zuständige Behörde hat 
über die vorläufige Schließung vorab zu ent- 
scheiden. 


V. Anwendungsbereich 

§22 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf Vereine und Gesellschaften Anwendung, 
auch ohne daß ein Gewerbebetrieb vorliegt, 
wenn sie Getränke ausschenken oder Einzel- 
handel mit Branntwein betreiben; dies gilt 
nicht für den Ausschank von Getränken und 
die Abgabe von Branntwein an Angestellte 
oder Arbeiter dieser Vereine oder Gesell- 
schaften. 

(2) Die Bestimmungen über die Polizei- 
stunde (§ 14) finden auf Zusammenkünfte 
von Vereinen und geschlossenen Gesellschaf- 
ten nur Anwendung, wenn sie in einer Gast- 
oder Schankwirtschaft oder in Räumen, die 
mit einer solchen verbunden sind und in denen 
Schankwirtschaft betrieben wird, stattfinden. 
Die Landesregierung kann diese Bestimmun- 
gen durch Rechtsverordnung auch auf Zu- 
sammenkünfte In Räumen ausdehnen, die im 
Eigentum dieser Vereine oder Gesellschaften 
stehen oder ihnen mietweise, leihweise oder 
aus einem anderen Grunde überlassen worden 
sind, soweit in diesen Räumen Getränke aus- 
geschenkt werden. 


27 



§ 23 ^ 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
äudi auf Realgewerbebereditigungen Anwen- 
dung, mit Ausnahme der Vorsdiriften über die 
Beschaffenheit, die räumliche Einteilung und 
die Anordnung der Räume (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) 
und über das öffentliche Interesse hinsichtlich 
der Verwendung der Räume. (§ 2 Abs. 1 
Nr. 4); auch diese Vorschriften finden jedoch 
Anwendung, falls die Gast- oder Schankwirt- 
schaft in den letzten drei Jahren vor Antrag- 
stellung nicht betrieben worden ist. Die Frist 
kann yon der Erlaubnisbehörde auf Antrag 
verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

(2) Die Landesregierung kann durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß auch die in Ab- 
satz 1 ausgenommenen Vorschriften Anwen- 
dung finden, wenn die Erlaubnis auf Grund 
einer Realgewerbeberechtigung für ein Grund- 
stück nachgesucht wird, auf welchem die Er- 
laubnis auf Grund dieser Realgewerbeberech- 
tigung bisher nicht ausgeübt wurde. 

§24 

Die Vorschriften der §§ 13, 14, 18 und des 
§ 21 Abs. 1 finden auf Speisewirtschaften 
entsprechende Anwendung. Der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft kann mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestim- 
men, daß auch andere Vorschriften dieses Ge- 
setzes Anwendung finden. 

§ 25 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
keine Anwendung 

1. auf Kantinen oder Kameradschaftsheime 
der Polizei oder der Truppenverbände so- 
wie auf die Messen an Bord, soweit sich 
diese Betriebe auf die Bewirtung der Ange- 
hörigen dieser Verbände beschränken, 

2. auf Bahnhofswirtschaften, Speisewagen, 
Kantinen und Betriebsküchen, soweit diese 
nach § 41 des Bundesbahngesetzes vom 
13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 955) den Bestimmungen des Gaststätten- 
gesetzes nicht unterliegen, 

3. auf die Erfrischungsanstalten der Deutschen 
Bundespost, deren Betrieb sich auf den 
Kreis der Beamten, Angestellten und 
Arbeiter ider Deutschen Bundespost be- 
schränkt, 

4. auf den Vertrieb von vergälltem Brannt- 
wein. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 


für Verkehr mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß die 
Vorschriften dieses Gesetzes auch auf Bahn- 
hofswirtschaften, Speisewagen, Kantinen und 
Betriebsküchen der nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen des öffentlichen Verkehrs ganz oder 
teilweise keine Anwendung finden. 

§ 26 

(1) Soweit bisher in Bayern und Rhein- 
land-Pfalz der Ausschank selbsterzeugter Ge- 
tränke ohne Erlaubnis statthaft war, bedarf 
es einer solchen auch in der Folge nicht. Für 
die Schließung eines solchen Betriebes gelten 
die Vorschriften des § 12 Abs. 2 Nr. 1, 3 
bis 6 entsprechend. Die Landesregierung kann 
durch Rechts Verordnung allgemeine Voraus- 
setzungen für den Ausschank aufstellen, ins- 
besondere die Dauer des Ausschanks innerhalb 
des Jahres bestimmen und die Art der Be- 
triebsführung regeln. 

(2) Die in Bayern bestehenden Kommun- 
brauberechtigungen erlöschen, wenn sie seit 
zehn Jahren nicht mehr ausgeübt worden 
sind. 

VL Straf- und Bußgeldvorschriften 
§27 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich 

1. als Betriebsinhaber oder dessen Stellver- 
treter die nach § 8 Abs. 1 Satz 3 oder 
§ 1 1 gemachten Auflagen nicht erfüllt, 

2. Gast- oder Schankwirtschaft oder Einzel- 
handel mit Branntwein unbefugt durch 
einen Stellvertreter betreibt, 

3. als Betriebsinhaber oder dessen Stellver- 
treter bei der Leitung oder Beaufsichti- 
gung eines der in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Betriebe Personen beschäftigt, deren Be- 
schäftigung nach § 18 Abs. 1 untersagt ist, 

4. in einem der in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Betriebe als Stellvertreter tätig ist, ob- 
wohl die Erlaubnis hierzu nicht erteilt oder 
zurückgenommen ist, 

5. seine Tätigkeit bei der Leitung oder Be- 
aufsichtigung eines der in § 1 Abs. 1 be- 
zeichneten Betriebe wissentlich fortsetzt, 
nachdem seine Beschäftigung untersagt 
worden ist (§18 Abs. 1), 

6. den auf Grund des § 18 Abs. 2 oder den 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
Grund des Gesetzes über weibliche Ange- 
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stellte in Gast- und Sdiankwirtschaften 
vom 15. Januar 1920 (Reichsgesetzbl. 
S. 69) erlassenen Bestimmungen zuwider- 
handelt, 

7. als Gast in einer Schankwirtschaft, den 
Schankräumen einer Gastwirtschaft oder 
in einer Speisewirtsdiaft über die Polizei- 
stunde hinaus verweilt, obwohl der Inha- 
ber oder dessen Vertreter oder ein Polizei- 
beamter ihn aufgefordert hat, wegzugehen, 

8. als Inhaber einer Gast-, Schank- oder 
Speisewirtschaft oder als Vertreter des 
Inhabers nach Eintritt der Polizeistunde 
Speisen oder Getränke an einen Gast ab- 
gibt oder dessen Verweilen in den Sdiank- 
räumen duldet, 

9. den auf Grund der §§ 15, 16 Abs. 3 oder 
des § 22 Abs. 2 Satz 2 erlassenen Bestim- 
mungen oder den Vorschriften des § 3 
Abs. 1 Satz 3, des § 16 Abs. 1 Nr. 1, 2 
und 4 bis 6 oder Abs. 2 oder des § 17 
Abs. 1 zuwiderhandelt, 

10. die nach § 4 Abs. 3 erforderliche Anzeige 
nicht oder nicht rechtzeitig erstattet, 

11. als Gast in einer Gast- oder Schankwirt- 
schaft verweilt, die unbefugt betrieben 
wird, 

12. einer Vorschrift zuwiderhandelt, die für 
bestimmte Anlässe das Verabreichen gei- 
stiger Getränke verbietet. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
eine der in Absatz 1 Nummern 1 bis 4, 6, 8 
bis 10 und 12 bezeichneten Handlungen fahr- 
lässig begeht. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit ka;in mit Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

§ 28 

(1) Mit Gefängnis bis zu drei Monaten und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
wird bestraft, wer vorsätzlich 

1. Gast- oder Schankwirtschaft oder Einzel- 
handel mit Branntwein unbefugt betreibt 
oder der Vorschrift des § 16 Abs. 1 Nr. 3 
zuwiderhandelt, 

2. den Einzelhandel mit geistigen Getränken, 
den Ausschank von Mildi oder Milch- 
erzeugnissen (§ 9) oder den Betrieb einer 
Speisewirtschaft trotz Untersagung fort- 
setzt. 


(2) Wer eine der in Absatz 1 bezeichneten 
Handlungen fahrlässig begeht, wird mit Geld- 
strafe bis zu dreihundert Deutsche Mark be- 
straft. 

§29 

(1) Forderungen eines Gast- oder Schank- 
wirts aus dem Ausschank von Branntwein 
können weder eingeklagt noch in sonstiger 
Weise geltend gemacht werden, wenn sie Per- 
sonen gestundet worden sind, die dem Gast- 
oder Schankwirt eine frühere Schuld gleicher 
Art noch nicht bezahlt haben. Dasselbe gilt 
für Forderungen aus der Abgabe von Brannt- 
wein im Einzelhandel, sofern nicht die Liefe- 
rung mit Bezug auf den Geschäftsbetrieb oder 
Wirtschaftsbetrieb des Empfängers erfolgt. 

(2) Als Stundung im Sinne des Absatzes 1 
gilt nur die Befristung der Zahlung über den 
Zeitpunkt hinaus, in dem der Gast die Gast- 
oder Schankwirtschaft verläßt. 

(3) Die Vorschrift des Absatzes 1 findet 
auf Forderungen aus dem Ausschank in einer 
Gastwirtschaft an die zur Beherbergung auf- 
genommenen Gäste und auf Forderungen aus 
dem Ausschank von Branntwein, der üblicher- 
weise als Zubehör zu Mahlzeiten verabfolgt 
wird, keine Anwendung. 

§ 30 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 33, § 35 Abs. 4 Satz 2 werden gestrichen; 

2. im § 40, § 49 Abs. 1 Satz 1 und im § 53 
Abs. 2 werden die Verweisungen auf § 33 
gestrichen. 

§ 31 

Es werden aufgehoben; 

1. § 365 des Strafgesetzbuchs für das Deut- 
sche Reich; 

2. das Gesetz vom 12. Juni 1872 (Reichs- 
gesetzbl. S. 170), betreffend die Einführung 
der Gewerbeordnung in Bayern; 

3. Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Juli 
1879 (Reichsgesetzbl. S. 267), betreffend 
die Abänderung einiger Bestimmungen der 
Gewerbeordnung ; 

4. die Bekanntmachung des Bundesrates be- 
treffend den Ausschank und Verkauf von 
Branntwein und Spiritus vom 26. Marz 
1915 (Reichsgesetzbl. S. 183); 
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5. das Gesetz über weibliche Angestellte in 
Gast- und Schank wirtschaften vom 15, Ja- 
nuar 1920 (Reichsgesetzbl. S. 69); 

6. § 107 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol vom 8. April 1922 (Reichsge- 
setzbl. I S. 405); 

7. Artikel I des Notgesetzes vom 24. Februar 
1923 (Reichsgesetzbl. IS. 147). 

§32 

Soweit in reichs- oder landesrechtlichen 
Vorschriften auf Vorschriften verwiesen ist, 
die durch § 30 oder § 31 aufgehoben sind, 
treten die entsprechenden Vorsdiriften dieses 
Gesetzes an ihre Stelle. 

§33 

Auf die in § 1 Abs. 1 erwähnten Gewerbe- 
betriebe finden die Vorschriften der Gewerbe- 


ordnung soweit Anwendung, als nicht in die- 
sem Gesetz besondere Bestimmungen getroffen 
sind. 

§ 34 

Die Landesregierung oder die von ihr be- 
stimmte Behörde kann durch Rechtsverord- 
nung die Mindestanforderungen bestimmen, 
die an die Beschaffenheit, Einteilung und 
Anordnung der Räume (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) im 
Hinblick: auf die jeweilige Betriebsart im öf- 
fentlichen Interesse zu stellen sind. 

§ 35 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1). 



Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 7. Oktober 1955 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 16. September 1955 — 6 — 
61102 — 845/55 III — beehre Ich mich mitzutellen, daß der Bundes- 
rat In seiner 147. Sitzung am 7. Oktober 1955 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die sechste Än- 
derung des Gaststättengesetzes 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat Ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


von Hassel 
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Änderungsvorschläge des Bundesrates 


l.Art.INr. 1 

a) § 2 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: 

„2. wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß der Antragstel- 
ler die Vorsdiriften über die Be- 
schäftigung von erwachsenen Ar- 
beitern und Angestellten, von Ju- 
gendlichen und Kindern nicht ein- 
halten wird, insbesondere wenn 
der Antragsteller wegen Verstoßes 
gegen diese Vorschriften erheblich 
vorbestraft ist,'‘ 

Begründung 

, Diese Ergänzung ist erforderlich, weil 
die Begriffe „Angestellte“ und „Ar- 
beiter“ ein Arbeitsverhältnis voraus- 
setzen, während Jugendliche und Kin- 
der oft nur zu Hilfsarbeiten und Ge- 
legenheitsarbeiten herangezogen wer- 
den, ohne in einem echten Arbeitsver- 
hältnis zu stehen (vgl, § 1 Abs. 1 des 
Gesetzes über Kinderarbeit und über 
die Arbeitszeit der Jugendlichen vom 
30. April 1938 — RGBl. I S. 437). 

b) In § 2 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte 
„den polizeilichen oder den auf 
Grund des § 35 a vorgeschriebenen 
Anforderungen“ ersetzt durch die 
Worte „den auf Grund des § 35 a 
oder den auf Grund anderer Rechts- 
vorschriften zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung vorgeschriebenen Anforderun- 
gen“. 

Begründung 

Die vor geschlagene Änderung trägt 
der in den Ländern bestehenden 
unterschiedlichen Zuständigkeitsrege- 
lung Rechnung. Sie geht von der Auf- 
gabe und nicht von der Behörde aus. 


c) In § 2 Abs. 1 Nr. 4 wird hinter dem 
Wort „Ordnung“ das Wort „allge- 
mein“ eingefügt. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Ergänzung soll 
verdeutlichen, daß bereits die ab- 
strakte Gefahr einer Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
eine Versagung der Erlaubnis recht- 
fertigt. 

d) In § 3 werden die Worte „für eine 
bestimmte Betriebsart,“ gestrichen. 

Begründung 

Die Beschränkung der Erlaubnis auf 
bestimmte Betriebsarten hat sich in 
der Praxis als überflüssig und als 
Quelle umfangreicher, nutzloser Ver- 
waltungsarbeit erwiesen. Die Be- 
schränkung der Erlaubnis für be- 
stimmte Arten von Getränken und 
für bestimmte Räume genügt, um 
den mit dem Gaststättengesetz ver- 
folgten Zweck, nämlich Schutz der 
Jugend vor Gefahren des Alkohols 
und Bekämpfung des Alkoholmiß- 
brauchs, zu erreichen. In der Praxis 
ist es nicht möglich, die in der Erlaub- 
nisurkunde notwendige Bestimmtheit 
für die „Betriebsart“ zu geben, da den 
in der neueren Zeit für gewisse 
Schankwirtschaften üblich geworde- 
nen Bezeichnungen wie Diele, Bar, 
keine bestimmten Begriffe zugrunde 
liegen. Betriebsart ist ein wirtschaft- 
licher Begriff, der dem Wandel der 
Zeitanschauung unterworfen ist. 

Es ist daher schwer, eine klare Unter- 
scheidung in den Betriebsarten zu tref- 
fen, denn es kommt nicht auf die Be- 
zeichnung des Betriebes, sondern auf 
die tatsächlichen Gegebenheiten an. 
Der Charakter einer Gast- und Schank- 
wirtschaft wird hinreichend bestimmt 
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durch die Beschränkung der Erlaub- 
nis auf bestimmte Arten von Geträn- 
ken und bestimmte Räume, so daß 
darüber hinaus eine Beschränkung auf 
bestimmte Betriebsarten in der Er- 
laubnis nicht erforderlich ist. 

2. Art. I neue Nr. 3 a 

Es wird folgende neue Nr. 3 a eingefügt; 
3 a. In § 6 Abs. 4 werden die Worte 
„Personen aVdie Antragsteller (§ 2 
Abs. 2)" ersetzt durch die Worte 
„als die in § 2 Abs. 2 genannten 
Personen". 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der in dem 
Gesetzentwurf vorgesehenen Neufassung 
des § 2 Abs. 2 des Gaststättengesetzes. 

3. Art. I Nr. 5 

In § 8 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

„(2) Die zuständige Behörde kann für 
den Probeausschank auf Messen und Aus- 
stellungen eine allgemeine Erlaubnis er- 
teilen, wenn ein Mißbrauch der Erlaub- 
nis nicht zu befürchten ist und die Räume 
für den Ausschank geeignet sind." 

Begründung 

Die Fülle von Einzelanträgen auf Gestat- 
tung des Probeausschanks auf Messen und 
Ausstellungen führt auf der einen Seite 
zu einem erheblichen Verwaltungsauf- 
wand. Auf der anderen Seite führt 
das Genehmigungserfordernis zu einer 
verständlichen Verärgerung der Aus- 
steller, unter denen sich, zumal bei 
größeren Messen, oft eine nicht unerheb- 
liche Zahl Ausländer befindet. Die Ertei- 
lung einer generellen Erlaubnis für alle 
Aussteller jeweils einer bestimmten 
Messe oder Ausstellung würde bei den 
Verwaltungen der Ausstellungs- und 
Messeorte zu einer spürbaren Verwal- 
tungsvereinfachung führen. Die Eignung 
der Räume wird bereits bei der Zulas- 
sung als Ausstellungsräume im Hinblick 
auf feuer-, bau- und gesundheitspolizei- 
liche Gesichtspunkte geprüft. Die Aus- 
stellungsleitung unterwirft 'den Ausstel- 
ler regelmäßig einer Zuverlässigkeitsprü- 
fung. 

Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

Der Eingangssatz von Art. I Nr. 5 ist 
entsprechend zu ändern. 


4. Art. I Nr. 6 

§ 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer zum gewerblichen Verkauf 
von loser Milch berechtigt ist, bedarf zum 
Ausschank von Milch, Sahne, Sauermilch, 
Joghurt, Kefir, entrahmter Milch, Butter- 
milch, geschlagener Buttermilch, sterili- 
sierter Milch und von alkoholfreien 
Milchmischgetränken keiner Erlaubnis. 
Ebenso bedarf keiner Erlaubnis, wer nur 
zum gewerblichen Verkauf von Milch 
in verkaufsfertigen Packungen berechtigt 
Ist und diese und die in Satz 1 bezelch- 
neten Milcherzeugnisse in verkaufsfer- 
tigen Packungen zum sofortigen Verzehr 
abgibt." 

Begründung 

Im Gegensatz zu § 9 der bisherigen Fas- 
sung soll der Ausschank von Milch und 
bestimmten Milcherzeugnissen nur zu- 
gunsten solcher Betriebe erlaubnisfrei 
sein, die die Berechtigung zum Verkauf 
nicht abgefüllter Milch haben. Bisher ent- 
fiel die Erlaubnispflicht zugunsten aller 
Milchverkaufsstellen ohne Rücksicht dar- 
auf, ob abgefüllte oder nicht abgefüllte 
Milch vertrieben wurde. Da indessen 
eine möglichst starke Ausweitung des 
Verkaufs von Flaschenmilch vor allem 
aus hygienischen Gründen angestrebt 
werden muß, erscheint es notwendig, die 
bisherige Regelung im wesentlichen bei- 
zubehalten und damit auch solchen Be- 
trieben, die nur zum Verkauf von abge- 
füllter Milch berechtigt sind, die erlaub- 
nisfreie Ausschankberechtigung an Ort 
und Stelle in dem vorgesehenen Rahmen 
zu gewähren. 

Andererseits bezog sich die bisherige 
Ausnahmeregelüng des § 9 nur auf den 
Ausschank von Milch In Räumen, die 
dem Milchverkauf dienen. Nach der 
jetzigen Fassung würden aber auch Land- 
wirte, die eine Abhofverkaufsgenehmi- 
gung nach § 1 Abs. 3 des Milch- und 
Fettgesetzes besitzen, ausschankberech- 
tigt sein. Es bedarf daher einer ausdrück- 
lichen Regelung, daß nur der gewerbliche 
Verkauf von Milch Im Rahmen des § 9 
privilegiert ist. 

Weiterhin sollte die vorgesehene Rege- 
lung auch auf alkoholfreie Milchmisch- 
getränke sowie auf geschlagene Butter- 
milch ergänzt werden. 
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5, Art I Nr. 9 

In § 12 Abs. 2 Nr. 7 werden hinter der 
Klammer die Worte eingefügt: 

„oder den Rechtsvorschriften zur Be- 
kämpfung ,des Glücksspielunwesens". 

Begründung 

Die vorgesehene Ergänzung erscheint aus 
Gründen des Jugendschutzes im Hinblick 
auf die vorwiegend in Gast- und Schank- 
wirtschaften vorgenommene Aufstellung 
von mechanischen Spielgeräten geboten. 

6. Art. I Nr. 11 

§ 14 erhält folgende Fassung: 

4 14 

Die Landesregierung oder die von 
ihr bestimmte Behörde kann zum 
Schutze der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung und der im Betrieb Beschäftig- 
ten nach Anhörung der wirtschaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitgeber und’' Ar- 
beitnehmer des Gast- und Schankwirt- 
schaftsgewerbes durch Rechts Verordnung 
Vorschriften über die Festsetzung und 
Handhabung der Polizeistunde (Sperr- 
stunde) in Gast- und SchankwirtsAaften 
erlassen. Dabei kann sie anordnen, wann 
die Polizeistunde beginnt und wann sie 
endet, unter welchen Voraussetzungen sie 
verlängert oder verkürzt werden darf 
und wie ihre Einhaltung zu über- 
wachen ist. 

Begründung 

Die Notwendigkeit einer die Länder bin- 
denden Vorschrift zum Erlaß von Rege- 
lungen über eine Polizeistunde wird ver- 
neint. Es erscheint im übrigen auch zwei- 
felhaft, ob heute noch die Voraussetzun- 
gen für eine derartige Regelung über- 
haupt bestehen. Abgesehen davon, daß 
eine Kontrolle in der Regel nur mangel- 
haft und mit unverhältnismäßigem Auf- 
wand durchgeführt werden kann, steht 
nicht zu befürchten, daß die Moral der 
Bevölkerung, die sich beim Gaststätten- 
besuch in aller Regel nach ihren Geldmit- 
teln richtet, durch eine Aufhebung der 
Gaststättenschlußzeit Schaden erleiden 
würde. Es sollte daher Sache der Länder 
sein, darüber zu entscheiden, ob und ggf. 
in welchem Umfange sie die Polizeistunde 
beibehalten wollen. 

Der Schutz der Gastwirtschaftsangestell- 
ten vor einer übermäßigen Ausdehnung 


ihrer Arbeitszeit wird durch die gelten- 
den Arbeitsschutzbestimmungen und Ta- 
rifverträge ausreichend gewährleistet. Die 
Aufnahme zusätzlicher Arbeitsschutzbe- 
stimmungen in das Gaststättengesetz er- 
scheint sachlich nicht angebracht. 

Der vorgeschlagene Klammerzusatz be- 
rücksichtigt den in verschiedenen Län- 
dern im Zusammenhang mit der unter- 
schiedlichen Zuständigkeitsregelung ver- 
änderten Sprachgebrauch. 

7. Art. I neue Nr. 12 a 

Es wird folgende neue Nr. 12 a eingefügt: 

,12 a. Nach § 15 wird folgender neuer 
§ 15 a eingefügt: 

4 15 a ^ 

(1) In Gast- und Schankwirtschaften ist 
auch nach Eintritt der Ladenschlußzeit 
ohne gleichzeitige Abgabe von Getränken 
und zubereiteten Speisen zum sofortigen 
Verzehr an Ort und Stelle der Verkauf 
solcher Nahrungs- und Genußmittel so- 
wie anderer Waren in geringen Mengen 
zum alsbaldigen Verzehr oder Verbrauch 
gestattet, die üblicherweise als Zubehör 
abgegeben werden. 

(2) Gibt der Inhaber einer Gast- oder 
Schankwirtschaft andere als die nach 
Absatz 1 zulässigen Waren oder diese in 
größerer Menge ab, kann die nach § 14 
zuständige Behörde für ihn den Beginn 
der Polizeistunde (Sperrstunde) auf Zeit 
oder im Wiederholungsfälle auf Dauer bis 
auf den Beginn der Ladenschlußzeit vor- 
verlegen." ‘ 

Begründung 

Eine Regelung des Rechts zum Zubehör- 
handel in Trinkhallen, Erfrischungshallen, 
Selterwasserbuden, Imbißhallen und ähn- 
lichen Einrichtungen war bereits im § 21 
des Entwurfs eines Gesetzes über den 
Ladenschluß (BR-Drucks. Nr. 310/54) 
vorgesehen. Der Bundesrat hat hierzu in 
seiner Sitzung vom 15. Oktober 1954 (BR- 
Drucks. Nr. 310/54 — Beschluß — ) be- 
schlossen, § 21 zu streichen, und empfoh- 
len, diese Bestimmung in die Novelle 
zum Gaststättengesetz aufzunehmen, da 
Trinkhallen auch Schankwirtschaften im 
Sinne des Gaststättengesetzes seien und 
das Recht zum vorgenannten Warenver- 
kauf zur Schankkonzession gehöre. 
Inhaltlich unterscheidet sich der Vor- 
schlag vom § 21 des Entwurfs eines Ge- 
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setzes über den Ladenschluß insbesondere 
dadurch, daß er die Regelung für alle 
Schank- und Gastwirtschaften — für Im- 
bißhallen und ähnliche Einrichtungen 
vgl. Änderungsvorschlaig zu § 25 — trifft 
und die Abgabe der Waren nicht davon 
abhängig macht, tdaß sie zum sofortigen 
Verzehr an Ort und Stelle und nur zu- 
sammen mit zubereiteten Speisen oder 
offenen Getränken abgegeben werden. 

Die Möglichkeit, im Falle der Nichtbeach- 
tung des Abs. 1 die Polizeistunde bis auf 
den Beginn der Ladenschlußzeit vorzu- 
verlegen, entspricht dem eigenen Verhal- 
ten des Gewerbetreibenden, der in die- 
sem Falle wie ein Einzelhändler tätig 
wird, so daß es billig erscheint, ihn auch 
den für diese geltenden Ladenschlußvor- 
schriften zu unterwerfen. Eine Geldbuße 
würde, wie die Erfahrung gezeigt hat, in 
der Regel eine nicht ausreichende, eine 
Entziehung der Erlaubnis eine zu weit- 
gehende Maßnahme sein. 

8. Art. I Nr. 13 

In § 16 Abs. 1 Nr. 1 werden hinter dem 
Wort „Omnibussen“ angefügt die Worte 
„sowie auf Zeltlagerplätzen“. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Ergänzung des Ver- 
botskatalogs erscheint nach den Erfah- 
rungen der Praxis geboten. 

9. Art. I Nr. 14 

§ 16 a Abs. 3 Nr. 1 erhält folgende 
Fassung: < 

„1. von dem Verbot des Absatzes 1 Num- 
mer 1 für den Einzelhandel mit Bier 
oder Wein, wenn 

a) die Abgabe in Räumen erfolgt, die 
nach ihrer Beschaffenheit und 
Lage den Anforderungen der 
Hygiene und bei Beschäftigung 
von Arbeitern und Angestellten 
den an den Arbeitsschutz zu stel- 
lenden sonstigen Anforderungen 
entsprechen, und“ 

Begründung 

Räume, die Wohnzwecken oder sonstigen 
gewerblichen Zwecken zu dienen be- 
stimmt sind, werden durch die Erteilung 
einer Erlaubnis für den Einzelhandel mit 
Bier oder Wein zu gewerblichen Räumen. 


Die Beschränkung der Ausnahmeregelung 
des Abs. 3 auf die Abgabe von Bier oder 
Wein in Kellerräumen erscheint nicht 
vertretbar. Für die Beschäftigung von Ar- 
beitern und Angestellten genügt die Vor- 
aussetzung nicht, daß die Räume nach 
ihrer Beschaffenheit und Lage den in 
hygienischer Hinsicht im Interesse der 
Käufer zu stellenden Anforderungen ent- 
sprechen. Es muß vielmehr auch den An- 
forderungen zum Schutze der Arbeit- 
nehmer Rechnung getragen werden. 

10. Art. I Nr. 15 

Die in ^ 17 Abs. 2 vorgesehene Ermäch- 
tigung ist insbesondere nach Zweck und 
Ausmaß noch näher zu konkretisieren. In 
ihrer jetzigen Fassung entspricht die Vor- 
schrift nicht den Anforderungen des 
Art. 80 Abs. 1 GG. 

11. Art. I Nr. 17 

In § 19 werden die Worte „zuständige 
Polizeibehörde“ ersetzt durch die Worte 
„nach Landesrecht für die Aufrechterhal- 
tung der öffentlichen Sicherheit zustän- 
dige Behörde“. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung trägt der 
in den Ländern bestehenden unterschied- 
lichen Zuständigkeitsregelung Rechnung. 

12. Art. I Nr. 22 

a) In Nr. 22 wird folgender Buchstabe a 
eingefügt: 

„a) § 25 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

Die Vorschriften des § 13 Abs. 1 
und 2, der §§ 14, 15 a, 17, 22 
Abs. 1 und 35 a finden auf Speise- 
wirtschaften entsprechende An- 
wendung.“ 

Begründung 
Einfügung des § 15 a: 

Die Vorschrift über den Verkauf von 
Waren, die in Gast- und Schankwirtschaf- 
ten üblicherweise als Zubehör abgegeben 
werden, muß folgerichtig auch für Speise- 
wirtschaften, insbesondere für Imbiß- 
stuben und Speiseeiswirtschaften, gelten. 
Einfügung des § 35 a: 

Auf die Verordnung über Speiseeis wirt- 
schaften vom 16. Juli 1934 (RGBl. I 
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S. 709), die bisher eine Erlaubnispflicht 
für die Errichtung von Speiseeiswirt- 
schaften vorsah, kann nach der Änderung 
des in § 25 für entsprechend anwendbar 
erklärten § 13 verzichtet werden, wenn 
auch (der neue § 35 a für entsprechend an- 
wendbar erklärt wird. Nach dieser Ein- 
fügung wäre es künftig möglich, den Be- 
trieb einer Speiseeiswirtschaft, die unter 
den allgemeinen Begriff der Speisewirt- 
schaft fällt, hei entsprechender Anwen- 
dung der §§13 und 35 a außer in dem 
Falle, daß ihr Inhaber den Vorschriften 
des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit wiederholt zuwider- 
gehandelt hat oder aus anderen Gründen 
nicht die persönliche Zuverlässigkeit be- 
sitzt (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2), u. a. auch 
dann zu untersagen, wenn die gewerb- 
lichen Räume den polizeilichen Anforde- 
rungen oder den Mindestanforderungen 
nicht genügen, die an die Beschaffenheit, 
Einteilung und Anordnung ider Räume 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 3) im Hinblick auf die 
jeweilige Betriebsart im öffentlichen Inter- 
esse — d. h. hier insbesondere aus gesund- 
heitspolizeilichen Gründen — zu stellen 
sind und die durch Rechtsverordnung der 
Landesregierung oder der von ihr be- 
stimmten Behörde bestimmt werden 
könnten (§13 Abs. 1 Nr. 2 und § 35 a). 

Die bisherige Nr. 22 wird Nr. 22 b. 

13. Art. I Nr. 25 

In Nr. 25 wird folgender neuer Buch- 
stabe b eingefügt: 

„b) In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl 6 
durch die Zahl 7 ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung entspricht der Ergänzung 
des § 12 Abs. 2 durch die neue Nr. 7 
(vgl. Art. I Nr. 9 des Entwurfs). 

Die Buchstaben b und c werden Buch- 
staben c und d. 

14. Art. I Nr. 26 

a) In § 29 Abs. 1 Nr. 7 und 8 wird je- 
weils hinter dem Wort „Polizei- 
stunde'* der Klammerzusatz „ (Sperr- 
stunde) eingefügt. 

Begründung 

Vgl. Abs. 3 der Begründung zu Art. I 
Nr. 11. 


b) In § 29 Abs. 1 wird nach Nr. 12 fol- 
gender Satz angefügt; 

„In den Fällen der Nummern 6, 9 
und 12 liegt bei den nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes ergehenden 
Bestimmungen eine Ordnungswidrig- 
keit nur vor, wenn diese Bestimmun- 
gen auf die Bußgeldvorschriften die- 
ses Gesetzes ausdrücklich verweisen." 

Begründung 

§ 29 Abs. 1 Nr. 6, 9 und 12 enthalten 
Blankett-Bußgeldbestimmungen. Es 
ist üblich und strafrechtlich ange- 
bracht, in solchen Blankettbestim- 
mungen zu sagen, daß die zur Aus- 
füllung des Blanketts dienenden Nor- 
men nur dann unter Bußgelddrohung 
stehen, wenn in der ausfüllenden 
Norm auf die Blankettbestimmung 
Bezug genommen wird. 

c) § 29 Abs. 3 droht unterschiedslos so- 
wohl für Vorsatz (§ 29 Abs. 1) als 
auch für Fahrlässigkeit (§ 29 Abs. 2) 
Geldbuße bis zu 5000 DM an. Für 
den Rahmen der Geldbuße ist eine 
Differenzierung für vorsätzliche und 
fahrlässige Begehung geboten, und 
zwar insbesondere auch deshalb, weil 
in § 30 Abs. 2 sogar für das fahr- 
lässige Vergehen nur eine Geldstrafe 
bis zu 300 DM angedroht wird. 


15. Art. III 

In Art. III werden hinter idem Wort 
„Landesregierung" angefügt die Worte 
„oder die von dieser bestimmten Be- 
hörde". 

Begründung 

Die vorgeschlagene Ergänzung entspricht 
einem praktischen Verwaltungsbedürfnis. 

16. Art. V 

In Art. V wird folgende Nr. 1 a einge- 
fügt: 

„1 a. die Verordnung über Speiseeiswirt- 
schaften vom 16. Juli 1934 (RGBl. I 
S. 709),". 

Begründung 

Auf die Begründung zu Art. I Nr. 22 
wird Bezug genommen. 
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Nadidem das Gaststättengesetz den heute 
geltenden wlrtschaftspolitisdien Gegeben- 
heiten angepaßt ist, besteht für eine Auf- 
rediterhaltung der gesonderten Erlaub- 
nispflidit für Speiseeiswirtsdiaften kein 
Raum mehr. Dies muß um so mehr gel- 
ten, als die Landesregierungen durch 
§ 35 a ermächtigt werden, die Mindest- 
anforderungen zu bestimmen, die an die 
Beschaffenheit, Einteilung und Anord- 
nung der Räume im öffentlichen Inter- 
esse zu stellen sind; diese Vorschrift soll 
nach der zu Art. I Nr. 22 vorgeschlage- 
nen Änderung des § 25 des Gaststätten- 


gesetzes künftig auch für Speiseeiswirt- 
schaften gelten. 

17. Art. VI 

In Art. VI wird Abs. 2 gestrichen. 
Begründung 

Das in der Begründung der Vorlage 
zitierte Zweite Gesetz zur Änderung und 
Aufhebung von Durchführungsverord- 
nungen zum Bremischen Übergangsgesetz 
zur Regelung der Gewerbefreiheit ist im 
Bundesgesetzblatt 1955 Teil I Seite 571 
inzwischen verkündet worden. 


37 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung erhebt gegen die 
Änderungsvorschläge Nr. 1 b), 2, 3, 5, 8, 9, 
11, 13, 14 a), b), 15 und 16 keine Einwen- 
dungen. 

Zu den übrigen Änderungsvorschlägen wird 
folgendes bemerkt: 

Zu Nr. 1 a) 

Die Vorschrift des § 2 Abs. 1 Nr. 2 handelt 
von der sozialen Unzuverlässigkeit und soll 
den Arbeitsschutz in seiner Gesamtheit er- 
fassen. Dies entspricht auch der bisherigen 
Auslegung des § 2 Abs. 1 Nr. 2. Unter Be- 
rücksichtigung der Ausführungen des Bun- 
desrates wird zur Klarstellung folgende neue 
Formulierung in § 2 Abs. 1 Nr. 2 vorge- 
schlagen: 

„2. wenn Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, daß der Antragsteller die Vorschrif- 
ten über den Arbeitsschutz nicht einhal- 
ten wird, insbesondere wenn der Antrag- 
steller wegen Verstoßes gegen diese Vor- 
schriften erheblich vorbestraft ist,“. 

Zu Nr. 1 c) 

Durch die vom Bundestag vorgeschlagene Er- 
gänzung soll besonders hervorgehoben wer- 
den, daß bereits die abstrakte Gefahr einer 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung die Versagung der Erlaubnis recht- 
fertigt. Die Einfügung des Wortes „allge- 
mein“ ist demnach in dem Sinne von „erfah- 
rungsgemäß“ oder im Sinne von „allgemei- 
ner Lebenserfahrung“ zu verstehen. Da das 
Wort „allgemein“ jedoch zu Mißdeutungen 
Anlaß geben kann, wird vorgeschlagen, auf 
eine Ergänzung zu verzichten. 

Zu Nr. 1 d) 

Gegen die Streichung der Worte „für eine 
bestimmte Betriebsart“ müssen Bedenken er- 
hoben werden. Bei der Erteilung einer Er- 


laubnis für einen bestimmten Betrieb wird 
regelmäßig die Betriebsart eine nicht un- 
wesentliche Rolle spielen. Die Anforderun- 
gen, die an die Räume zu stellen sind (§ 2 
Abs. 1 Nr. 3), können je nach der Betriebs- 
art unterschiedlich sein. Auch das öffentliche 
Interesse (§ 2 Abs. 1 Nr. 4) erfordert eine 
Berücksichtigung der Betriebsarten. Es kann 
z. B. verschieden zu beurteilen sein, ob neben 
einem Krankenhaus ein Restaurant oder 
eine Nachtbar errichtet wird. 

Zu Nr. 4 

Gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Neufassung des § 9 Abs. 1 werden Einwen- 
dungen nicht erhoben, jedoch wird In An- 
passung an den Sprachgebrauch des Milch- 
gesetzes sowie der anderen Vorschriften des 
Gaststätten^esetzes vorgeschlagen, In Satz 1 
das Wort „loser“ durch die Worte „nicht ab- 
gefüllter“ und in Satz 2 die Worte „soforti- 
gen Verzehr“ durch die Worte „Genuß an 
Ort und Stelle“ zu ersetzen. 

Zu Nr. 6 

Mit Rücksicht auf die sozialpolitische Bedeu- 
tung der Polizeistunde erscheint es Im Inter- 
esse des Arbeitsschutzes bedenklich, auf eine 
Regelung der Polizeistunde völlig zu ver- 
zichten. Es empfiehlt sich deshalb, grund- 
sätzlich eine Grenze für Beginn und Ende 
der Polizeistunde festzulegen. Aus diesem 
Grunde wird unter Berücksichtigung der 
Anregung des Bundesrates folgende Fassung 
des § 14 vorgeschlagen: 

»§ 14 

(1) Die Polizeistunde (Sperrstunde) be- 
ginnt In Gast- und Schankwirtschaften um 
1 Uhr nachts und endet um 5 Uhr morgens. 

(2) Die Landesregierung oder die von ihr 
bestimmte Behörde kann zur Aufrechterhal- 
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tung der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung und zum Schutze der im Betrieb Be- 
schäftigten nach Anhörung der wirtschaft- 
lichen Vereinigungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer des Gast- und Schankwirt- 
schaftsgewerbes durch Rechtsverordnung ab- 
weichend von Absatz 1 Vorschriften über die 
Festsetzung und Handhabung der Polizei- 
stunde (Sperrstunde) erlassen und anordnen, 
imter welchen Voraussetzungen die Polizei- 
stunde verlängert oder verkürzt werden darf 
und wie ihre Einhaltung zu überwachen ist. 
Die Festsetzung der Polizeistunde auf einen 
Zeitpunkt nach 1 Uhr nachts ist nur zulässig, 
soweit besondere örtliche Verhältnisse eine 
Ausnahme rechtfertigen." 

Zu Nr. 7 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll es 
den Inhabern von Gast- und Schankwirt- 
schaften gestattet werden, gewisse Waren in 
geringen Mengen unter bestimmten Voraus- 
setzungen nadi Eintritt der Ladenschlußzeit 
auch ohne gleichzeitige Abgabe von Geträn- 
ken oder zubereiteten Speisen zum soforti- ^ 
gen Verzehr an Ort und Stelle abzugeben. 
Dieser 'Vorschlag des Bundesrates beruht auf 
der Erwägung, daß derartige Verkäufe schon 
jetzt in erheblichem Umfange stattfinden 
und daß wirksame Überwachungsmaßnah- 
men zu ihrer Verhinderung nicht möglich 
waren. Der Bundesrat hält es deshalb für 
richtiger, den bereits weithin bestehenden 
Zustand zu legalisieren. Nach seinem Vor- 
schlag könnte also das Gast- und Schankwirt- 
schaftsgewerbe Waren auch zu einem Zeit- 
punkt an Passanten veräußern, zu dem es 
dem Einzelhandel nicht gestattet ist. Unter 
diesen Umständen bestehen Zweifel, ob eine 
solche Regelung mit dem Gleichheitsgrund- 
satz des Art. 3 GG vereinbar ist. Die Bun- 
desregieruno- hat daher Bedenken, dem Vor- 
schlag des Bundesrates zu folgen. 

Zu Nr. 10 

Nach erneuter Überprüfung und rriit Rück- 
sicht auf die Bedenken des Bundesrates wird 
vorgeschlagen, auf die Ermächtigung des 
§17 Abs. 2 zu verzichten. Vorschriften über 
die Beschäftigung von weiblichen Arbeitneh- 
mern in Gast- oder Schankwirtschaften kön- 
nen bereits auf Grund des § 16 Abs. 3 der 
Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 
(RGBL I S. 447) und des § 20 des Jugend- 


schutzgesetzes vom 30. April 1938 (RGBL I 
S. 437) erlassen werden. 

Zu Nr. 12 

Gegen idie vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Änderungen werden keine Einwendungen er- 
hoben, jedoch wird aus gesetzestechnischen 
Gründen folgende Formulierung der Ände- 
rungen des § 25 vorgeschlagen, bei der die 
von der Bundesregierung bereits vorgesehene 
Änderung des Satzes 2 mit berücksichtigt 
wird: 

,22. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschriften des § 13 Abs. 1 
und 2, der §§ 14, 15 a, 17, 22 Abs. 1 
und 35 a finden auf Speise wirtschaf- 
ten entsprechende Anwendung." 

b) In Satz 2 werden die Worte „Die 
Reichsregierung kann" ersetzt durch 
die Worte „Der Bundesminister für 
Wirtschaft kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung" L 

Zu Nr. 14 c) 

Entsprechend der Anregung des Bundesrates 
wird folgende Neufassung des § 29 Abs. 3 
vorgeschlagen: 

„(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark und, wenn 
sie fahrlässig begangen ist, mit Geldbuße bis 
zu dreihundert Deutsche Mark geahndet 
werden." 

Zu Nr. 17 

Nachdem nunmehr das Gaststättengesetz 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung und 
Aufhebung von Durchführungsverordnun- 
gen zum Bremischen Übergangsgesetz zur 
Regelung der Gewerbefreiheit vom 5. Sep- 
tember 1955 (BGBL I S. 571) wieder im 
Lande Bremen in Kraft gesetzt ist, ist nicht 
nur die Vorschrift des Art. VI Abs. 2, 
sondern auch Art. VI Abs. 1 überflüssig 
geworden. Die Geltung des Gaststättenge- 
setzes in der sich aus dem vorliegenden Ent- 
wurf ergebenden Fassung im Lande Bremen 
wird bereits durch Art. IV herb ei geführt. 
Deshalb wird vorgeschlagen, Art. VI des 
Entwurfs zu streichen. 
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